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NRZ        Montag 01.03.2010 

Bergbau500 Kumpel verlassen Bergwerk West bis zum Jahresende 
Bianca Goch 

Kamp-Lintfort. Die Stimmung war verhalten unter den mehr als 1 000 Bergleuten in der Sporthalle an der E yller Straße. 
Ihr Hauptaugenmerk bei der Betriebsversammlung lag auf den Kohlebeihilfen für das Jahr 2010. 

Die Stimmung war verhalten unter den mehr als 1 000 Bergleuten in der Sporthalle an der Eyller Straße. Ihr Hauptaugenmerk 
bei der Betriebsversammlung lag auf den Kohlebeihilfen für das Jahr 2010. Die Genehmigung wurde erteilt und ermöglicht so, 
verlässlich für das laufende Jahr zu planen.  

Diese Beihilfen allein, erklärte Betriebsratvorsitzender Friedhelm Vogt, machten einen sozialverträglichen Ausstieg aus der 
Kohleförderung möglich. Er halte diesen aber nach wie vor für eine bedauerliche Fehlentscheidung.  

Anfang März wird in einem Teil des Abbaugebietes des Bergwerks unterhalb des Gebietes vom Issumer Golfplatz bis zur 
Kamp-Lintforter Stadtgrenze mit dem Abbau begonnen. Bis Ende 2012 wird die Kohleförderung dann auslaufen.  

Bis Ende des Jahres sollen rund 500 Beschäftigte im Zuge des Personalabbaus das Bergwerk West verlassen. 200 von ihnen 
werden in das Bergwerk Prosper-Haniel verlegt.  

Große Hoffnungen legt Friedhelm Vogt vor allem in die Landtagswahl. Die Kumpel sollten genau Prüfen, welche Parteien die 
Zukunft der Bergleute sichern können. Von seinem Wahlrecht Gebrauch zu machen sei in diesem Falle Pflicht.  
 
 
NRZ Duisburg        Montag 01.03.2010 

Umwelt 

Gaskraftwerk: Rauhes Klima 
Ingo Blazejewski 

 

Eine Zeit lang ist es ruhig geworden um die geplante  Bohrung nach Methangas mitten im Baerler Wohngebie t. Doch 
wie die Bürgerinitiative erfahren hat, will die Fir ma Mingas ihre Anträge für das umstrittene Grubenga s-Kraftwerk im 
März fertig haben. 

„Wir müssen uns also warm anziehen“, sagt Thomas Balitzki-Schulze, Sprecher der Initiative. Aktuell wird das Thema bereits 
morgen wieder. Dann hat der Umweltausschuss Anträge auf dem Tisch liegen, die Bürger zum Teil bereits vor fast einem Jahr 
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gestellt haben. Bis auf eine Ausnahme fordern Anwohner, dass sich die Stadt hinter sie stellt und deutlich gegen das Vorhaben 
positioniert. 

Umstritten ist dabei vor allem ein Punkt: Die Stadt ist der Meinung, die Anlage leiste „einen wesentlichen Beitrag zum 
Klimaschutz“. Das sieht die Initiative deutlich anders.  

„Wir sind aus allen Wolken gefallen, als wir das gelesen haben“, sagt Balitzki-Schulze. „Diese Begründung ist schlichtweg falsch 
und eine Frechheit.“ Denn anders als an anderen ehemaligen Zechenstandorten würde in Baerl überhaupt kein Methangas 
entweichen, ist die Intitiative überzeugt und hat sich das von zwei anerkannten Experten bestätigen lassen. Demnach sei die 
Gesteinsschicht in Baerl so dick, dass überhaupt kein Grubengas an die Oberfläche komme. Erst durch die Bohrung öffne man 
die „Büchse der Pandora“. Fazit der Initiative: Wo kein Methan entweicht, leiste die aktive Absaugung auch keinen Beitrag zum 
Klimaschutz. 

In Gesprächen habe Stadtdirektor Peter Greulich zugesagt, solche Einwände zu prüfen. „Die Informationen haben wir der Stadt 
zur Verfügung gestellt“, sagt Balitzki-Schulze. „Geprüft worden sind sie aber nicht. Die ganze Arbeit hätten wir uns dann ja auch 
sparen können.“ 

Was die Initiative ebenfalls ärgert: Das Kraftwerk soll durch das Erneuerbare Energien-Gesetz gefördert werden. „Für die 
Förderung zahlt jeder Kunde mit seiner Stromrechnung einen zusätzlichen Betrag. Der kleine Mann wird mal wieder zur Kasse 
gebeten und profitieren werden nur die Großkonzerne“, sagt der Sprecher. „Die Bürger und die Stadt haben nichts davon“. ib  
 
 
NRZ Duisburg        Dienstag 02.03.2010 

PodiumsdiskussionSPD-Zwiespalt bei Energiepolitik 
Ingo Blazejewski 

 

„Vorrang für erneuerbare Energien bedeutet auch Nachr ang für andere Energieformen“, sagt Hermann Scheer. Und ist 
damit mitten im Thema, wenn es um den „Klimawandel vor der eigenen Haustür“ geht. Der nämlich ist Mitt elpunkt der 
ersten Veranstaltung aus der Reihe „Duisburger Impul se“, die die SPD-Bundestagsabgeordnete Bärbel Bas am 8. März 
in Rheinhausen startet.  

Eingeladen hat sie neben allen Bürgern und Interessierten eben auch jenen Hermann Scheer. Er sitzt ebenfalls für die SPD im 
Bundestag und ist einer der „Väter“ des Gesetzes für Erneuerbare Energien, das vor zehn Jahren verabschiedet wurde. Wenn 
Scheer, Bas und Hans Pflug als Abgeordneter für den Duisburger Nord-Wahlkreis am Montag um 19 Uhr in den Räumen der 
„Rowa“ in Rheinhausen über Energiepolitik diskutieren, dürfte es spannend werden. Denn konkret geht es beim „Klimawandel 
vor Haustür“ auch um das geplante Steinkohlekraftwerk direkt hinter der Stadtgrenze in Uerdingen. Und dabei zeigt sich die 
Partei im Zwiespalt. 

Die SPD vertritt auf ihren diversen Ebenen von der Basis bis zur Parteispitze unterschiedlichste Positionen. Die Basis in 
Rheinhausen lehnt den „Klimakiller“ wegen der befürchteten Luftbelastung ab. NRW-Chefin Hannelore Kraft hatte zuletzt im 
Chempark argumentiert, das Millardenprojekt sei nötig, um den Industriestandort zu stützen. Und nicht zuletzt der SPD-
Parteichef Sigmar Gabriel war es, der seine Krefelder Genossen persönlich auf Linie brachte, bevor diese dem Kraftwerk 
zustimmten. 

Jetzt vervollständigt Scheer die Runde an SPD-Meinungen. Er ist entschiedener Verfechter der erneuerbaren Energien, sein 
Engagement für die Solarenergie brachte ihm 1999 den Alternativen Nobelpreis. 

Doch nicht nur das ist Zeichen dafür, wohin die Reise am Montag in Rheinhausen gehen wird. Denn Bärbel Bas organisiert die 
Veranstaltung zusammen mit der Bürgerinitiative Saubere Luft sowie der BUND-Kreisgruppe. Bei den beiden Vereinen handelt 
es sich bekanntlich um die Spitze der Kritiker-Phallanx gegen das Kraftwerk. 

Einig ist man sich, dass den „Erneuerbaren“ die Zukunft gehört. Wie aber die Übergangsphase aussieht, dazu äußert sich 
Bärbel Bas auf dem Einladungsflyer eher salomonisch: „Für uns Sozialdemokraten liegt die richtige Antwort im Dreieck von 
Verbraucherpreisen, Versorgungssicherheit und Klimaschutz.“ ib  
 
 

WAZ        Dienstag 02.03.2010 

BergbauKokerei lernte über 100 neue Leute an 
Norbert Jänecke 
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Die Kokerei drückt Koks auch aus Importkohle. „Die Kohle, die wir einsetzen, ist auch heute schon gemi scht, und wir 
werden immer weniger deutsche Kokskohle einsetzen u nd noch mehr Importkohle brauchen, weil hier die Be rgwerke 
ja geschlossen werden“, erklärte Werksleiter Markus  Masuth. 

Im Grunde könne der Betrieb also auch völlig mit Kokskohle aus dem Ausland arbeiten, bejaht der Kokerei-Chef. Dennoch: Das 
fürs Jahr 2018 ins Auge gefasste Ende des deutschen Steinkohlenbergbaus bedeutete dann auch für die Kokerei das Aus. 

„Wir setzen große Hoffnung in die Revisionsklausel und behalten im Auge, wie sich die Parteien in dieser Frage aufstellen“, 
sagte Betriebsratsvorsitzender Marian Krzykawski im Anschluss an die Betriebsversammlung der Kokerei im Morianhaus. 
Formal wird die Bundesregierung 2012 klären, ob es bei dem beschlossenen Bergbau-Aus bleiben soll. 

Ein Aderlass 

Die rund 500 Mitarbeiter der Kokerei haben im vorigen Jahr zwei große Herausforderungen bestanden, betonte 
Personaldirektor Alois Thull. Gut ein Fünftel der Belegschaft wurde wegen des Personalabbaus im Bergbau ausgetauscht. „Wir 
haben im vorigen Jahr 106 neue Mitarbeiter von mehreren Bergwerken in der Kokerei eingegliedert. So einen Aderlass braucht 
man nicht jedes Jahr“, sagte der Personaldirektor. Die neuen Kollegen wurden gut eingearbeitet. „Es waren junge Facharbeiter, 
doch auch solche Kollegen, die wir erst qualifizieren mussten“, erklärte Thull. 

Diese Herausforderung ha-be die Belegschaft der Kokerei gut bewältigt, zumal sie wegen der Folgen der Wirtschaftskrise auch 
technisch ziemliches Neuland betrat. „Wir haben unsere Kunden in der Stahlindustrie. Durch ihre Krise ist unser Absatz 
eingebrochen“, erklärte Werksleiter Masuth. Einerseits sei der nicht verkaufbare Koks auf die Halden geschüttet worden, 
andererseits musste die Kokerei ihre Produktion drosseln. Erkalten lassen dürfe man die Koksöfen aber nicht, dann wären sie 
zerstört. „Das ist wie mit einem Backofen, nur dass wir darin Kohle garen. Mit hoher Hitze ist der Koks in 24 Stunden fertig. Um 
weniger zu produzieren, haben wir die Hitze verringert“, erklärte Masuth, „so dass das 36 Stunden dauerte“. Die Stahlkrise sei 
jedoch überstanden. Seit Dezember arbeite die Kokerei aber wieder unter Volllast. 
 
 

Der Westen.de      Dienstag 02.03.2010 

Bergbau1700 Bergleute sollen von der Saar nach NRW wechseln 
 Ulf Meinke 

 

Ibbenbüren. Weil die Zeche im Saarland früher schlie ßt als die Bergwerke in NRW, werden tausende Arbeit splätze 
verlagert. Den Planungen des RAG-Konzerns zufolge so llen bis zum Jahr 2012 rund 1700 Bergleute vom Saarl and nach 
Ibbenbüren und ins Ruhrgebiet wechseln. 

Michael Scherer hat viel aufgegeben für einen sicheren Job. Sein neuer Arbeitsplatz ist 470 Kilometer entfernt von seiner alten 
Heimat. Eltern, Geschwister, gute Freunde - sie fehlen ihm. 

Scherer gehört zu den bis zu 7500 Beschäftigten, die in den nächsten Jahren einen neuen Arbeitsplatz innerhalb des 
Kohlekonzerns RAG annehmen müssen. Den Planungen zufolge sollen bis zum Jahr 2012 allein rund 1700 Arbeitsplätze vom 
Saarland nach Ibbenbüren und ins Ruhrgebiet verlagert werden. 

Die Planungen des RAG-Konzerns für den Kohleausstieg bescheren Nordrhein-Westfalen zumindest zwischenzeitlich neue 
Jobs. Denn das Bergwerk Saar, wo auch Scherer bis vor wenigen Monaten seine Stelle hatte, soll Mitte des Jahres 2012 
schließen. Alle Ersatzarbeitsplätze befinden sich in NRW, wo die übrigen fünf Bergwerke ihre Standorte haben. 

Der 39-Jährige Michael Scherer, der unter Tage als Hauer arbeitet, hat sich frühzeitig entschieden und ist mit seiner Frau und 
seinem elfjährigen Sohn nach Ibbenbüren gezogen. Die nordrhein-westfälische Zeche in der Nähe zur niedersächsischen 
Landesgrenze ist eine der produktivsten in Deutschland. Daher gilt als sicher, dass hier zumindest bis Ende 2018 Steinkohle 
gefördert wird. 

"Hier ist nicht Sibirien"  

Dennoch dürften viele Bergleute nur schweren Herzens ins Tecklenburger Land wechseln. Ibbenbüren verbreitet schließlich 
alles andere als Großstadtflair. In den Wintermonaten führt der Weg zur Zeche vorbei an schneebedeckten Feldern, 
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Bauernhöfen und dem einen oder anderen Fachwerkhaus. Tapfer lobt der örtliche RAG-Sprecher Peter Goerke-Mallet den 
"hohen Freizeitwert und die guten kulturellen Einrichtungen" der 53.000-Einwohner-Stadt. Auch die Ibbenbürener Volkszeitung 
zeigte sich unlängst in einem Bericht über die Bergleute lokalpatriotisch. "Saarländer merken schnell: Hier ist nicht Sibirien", 
schrieb das Blatt. 

Bislang sind lediglich 20 Beschäftigte von der Saar nach NRW gewechselt, bis zum Oktober sollen 160 weitere folgen. "Wir 
stehen erst am Anfang", berichtet Dietmar Geuskens, der saarländische Bezirksleiter der Industriegewerkschaft Bergbau, 
Chemie, Energie (IG� BCE). Die große Welle der Jobverlagerungen sei für den Sommer 2011 geplant. Die RAG stehe vor einer 
"Herkulesaufgabe", gibt Geuskens zu bedenken. Selten zuvor habe es ähnlich große Umsiedlung gegeben. "Auf dem Papier 
sieht manches einfacher aus, als es in Wirklichkeit ist", sagt der erfahrene Gewerkschafter. "Wie gehe ich zum Beispiel mit 
jemandem um, der sich zu Hause um einen demenzkranken Vater kümmert?" 

Mehr als 900 Mitarbeiter sollen nach Ibbenbüren wechseln, einige weitere Beschäftigte zur Zeche Prosper Haniel in Bottrop und 
zur Hauptverwaltung nach Herne. Den Mitarbeitern und ihren Familien werde "viel Flexibilität abverlangt", räumte kürzlich auch 
RAG-Vorstandschef Bernd Tönjes ein. 

Mit 49 Jahren aus dem Beruf  

RAG und IG� BCE haben sich zum Ziel gesetzt, den Ausstieg aus der subventionierten Steinkohleförderung ohne 
betriebsbedingte Kündigungen zu erreichen. Sonderregelungen für Bergleute sorgen für einen sanften Übergang vom Beruf in 
die Rente. So können Bergleute bereits im Alter von 49 Jahren aus dem Unternehmen ausscheiden, um schließlich mit 60 
Jahren Rente zu erhalten. Die Zwischenzeit wird durch Transfer-Kurzarbeitergeld sowie ein sogenanntes Anpassungsgeld und 
Zahlungen der Knappschaft überbrückt. "Gäbe es diese 49er-Regelung nicht, würden wir den sozialverträglichen 
Personalabbau nicht hinbekommen", betont RAG-Sprecher Udo Kath. 

Michael Scherer macht an seinem neuen Arbeitsplatz einen zufriedenen Eindruck. "Ich habe diesen Schritt noch nicht bereut", 
sagt er. Für seinen Sohn sei der Wechsel der Schule zum richtigen Zeitpunkt gekommen. Die Familie fühlt sich wohl in 
Ibbenbüren. Der Bergmann hat sich außerdem damit abgefunden, dass er einen Preis für eine vergleichsweise klare berufliche 
Perspektive zahlen muss. Er wisse, erzählt er, wie unsicher die Arbeitsplätze in anderen Betrieben seien. "Es gibt doch keine 
Branche, die verschont geblieben ist", sagt Scherer. "Man muss flexibel sein heute. Anders geht’s ja nicht." 
 
 
 
NRZ        Mittwoch 03.03.2010 

Die lukrativen Nebenjobs der Abgeordneten 
Manche Parlamentarier verdienen sich ein stattliches  Zubrot zu ihren üppigen Diäten. Das meiste kassier en 
Christdemokraten 
Daniel Freudenreich 

Berlin. Der CDU-Finanzexperte Leo Dautzenberg ist ein Parlamentarier, der auch außerhalb des politischen Betriebs seine 
Brötchen verdient. Als Unternehmensberater für drei Mandanten und Geschäftsführer der Neuphone Handels GmbH kassiert er 
neben seinen Abgeordnetendiäten derzeit zwischen 9000 und 21 000 Euro - im Monat. 

Dautzenberg ist kein Einzelfall. Von den NRW-Bundestagsabgeordneten verdienen die Parlamentarier der CDU am häufigsten 
Geld durch weitere Tätigkeiten hinzu. Dies geht aus neuen Daten der Bundestagsverwaltung hervor, die diese Zeitung 
ausgewertet hat. 19 CDU-Abgeordnete haben seit Beginn der Legislaturperiode im Oktober zusätzlich mindestens 1000 Euro 
kassiert, darunter acht durch weitere politische Ämter und elf in der freien Wirtschaft. Neun FDP-Abgeordnete hatten zusätzliche 
Einnahmequellen, darunter fünf über weitere politische Ämter. Bei der SPD waren es sieben Personen. Von den Grünen 
kassierte kein Abgeordneter neben den Monatsdiäten von 7668 Euro und der Kostenpauschale von 3969 Euro 
Zusatzeinnahmen, die er hätte melden müssen. 

Lobbycontrol fordert mehr Transparenz 

Grundsätzlich müssen die Abgeordneten ihre weiteren Einkünfte offenlegen, wenn sie damit mehr als 1000 Euro im Monat oder 
10 000 Euro im Jahr verdienen. Dazu sind sie seit einem Bundesverfassungs• gerichtsurteil von 2007 verpflichtet. Dabei gibt es 
drei Kategorien, die monatliche oder einmalige Zuverdiensteerfassen. Stufe eins reicht von 1000 bis 3500 Euro, Stufe zwei geht 
bis 7000 Euro und Stufe drei für alle höheren Einkünfte. Ob ein Parlamentarier in diesem Fall 7500 oder 75 000 Euro kassiert, 
lässt die Regelung offen. 

Dem Verein Lobbycontrol reicht das nicht aus. „Es müsste weitere Stufen in 10 000Euro-Schritten geben", sagt Sprecherin Nina 
Katzemich. Gerade ab 7000 Euro sei mehr Transparenz wichtig, da bei höheren Zuverdiensten auch das Risiko von 
Interessenskonflikten steige. 

Zu den Gutverdienern aus NRW gehört neben Dautzenberg der stellvertretende Unions-Fraktionschef Wolfgang Bosbach. Als 
Rechtsanwalt kassiert er monatlich zwischen 1000 und 3500 Euro. Hinzu kamen seit Oktober 2009 mindestens 24 500 Euro für 
eine Rede und seine Beiratstätigkeiten bei der DBVVersicherung und der Deutschen Telekom sowie als Aufsichtsrat bei der 
Signal Iduna. 

Auch SPD-Abgeordnete aus NRW verdienen nebenbei Geld. Der ehemalige Finanzminister Peer Steinbrück kassierte mit vier 
Vorträgen mindestens 28 000 Euro. Dessen Parteikollege Karl Lauterbach brachte es als wissenschaftlicher Berater und 
Aufsichtsrat im Rhön-Klinikum auf mehr als 14 000 Euro. SPD-Finanzexperte Joachim Poß wiederum erhält als 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat der RAG Deutsche Steinkohle im Jahr mindestens 7000 Euro. 

Geschäftstüchtig ist auch mancher FDP-Abgeordnete. Helga Daub erhält als Geschäftsführerin des Forums Luft- und 
Raumfahrt monatlich zwischen 1000 und 3500 Euro - und Marco Buschmann verdiente 2009 als Anwalt mindestens 7000 Euro. 
Selbst bei der Linken fließt nebenbei Geld. So hat Sahra Wagenknecht als Autorin 2009 zwischen 3500 und 7000 Euro 
eingenommen. 
 
 
NRZ        Mittwoch 03.03.2010 
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LESER SCHREIBEN KLARTEXT 

Zu van Dinther 
Ich hielt es zunächst für einen verfrühten Aprilscherz: Landtagspräsidentin van Dinther wirbt für mehr Transparenz über 
Nebentätigkeiten der Politiker. Bei der Vorstellung der Initiative am letzten Mittwoch fehlte sie allerdings aus Termingründen. 
Eine derart dreiste und unverfrorene Haltung findet man eigentlich nur noch in der Politik. Kassieren für Nichtstun und wenn es 
auffällt, die Flucht nach vorn antreten. Landtagsvizepräsident Moron übernahm die Vertretung für sie und sprach sich ebenfalls 
für mehr Transparenz aus. Für wie dumm halten die eigentlich die Bürger? 
Kurt Melzer, Oberhausen 
 

Frau van Dinther und Herr Moron haben Geld angenommen, von dem sie wissen mussten, dass es aus Fördermitteln für die 
RAG stammt. Sie haben sich mit den genannten Summen als käuflich erwiesen, die Institution Landtagspräsidium besudelt, das 
Parlament und wenig später die Menschen in NRW belogen. Beide haben ihre Positionen, die sie seit dem Bekanntwerden 
immer noch innehaben, schamlos ausgenutzt. 
Günter Hannemann, Hilden 
 
 
 
NRZ Dinslaken-Voerde-Hünxe     Mittwoch 03.03.2010 

Unter neuer Regie 
Seit Ende Oktober 2009 ist der RVR für die Regionalpla nung und damit auch für das Änderungsverfahren in Sa chen 
Kohlehafen Voerde zuständig  

 

Petra Keßler 

Voerde/Dinslaken. Am 21.Oktober vergangenen Jahres wechselte die Planungshoheit für die Metropole Ruhr, zu der auch der 
Kreis Wesel gehört (s. Kasten), von den drei ehedem zuständigen Bezirksregierungen in Düsseldorf, Arnsberg und Münster 
zum Regionalverband Ruhr (RVR). Damit ging auch das Planänderungsverfahren zum Vorhaben der Evonik Steag, in Voerde 
einen Kohlehafen zu bauen, in die Zuständigkeit der in Essen ansässigen Behörde über. 

Verwaltung informiert über Stand der Dinge 

Über den Stand der Dinge wird die Verwaltung des RVR heute im Planungsausschuss berichten. Entschieden wird in der um 10 
Uhr beginnenden Sitzung nichts, dem Gremium wird lediglich der Sachstandsbericht zur Kenntnis vorgelegt. Der Bereich, in 
dem die Evonik Steag einen eigenen Hafen zum Umschlag und zur Lagerung von Importkohle plant, ist im Regionalplan als 
„Freiraum" und „regionaler Grünzug" dargestellt. Um das Vorhaben realisieren zu können, bedarf es einer Änderung des 
Regionalplanes. Das Verfahren dazu hatte der damals noch zuständige Regionalrat Düsseldorf im Juni 2009 eingeleitet. 

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit hat stattgefunden, im Oktober 2009 endete die 
Abgabefrist für Stellungnahmen, Anregungen find Bedenken zu den KohlehafenPlänen der Evonik Steag. Fast 1400 Schreiben 
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waren allein bei der Bürgerinitiative (BI) Kohlehafen eingegangen und von ihr an die Bezirksregierung Düsseldorf überreicht 
worden (die NRZ berichtete). 

Der RVR ist zurzeit dabei, die Stellungnahmen zu prüfen, wie der Leiter des Referats Regionalplanung beim RVR, Michael 
Bongartz, erläutert. Die Eingaben werden von der Behörde fachlich bewertet und die entsprechenden Kommentare den 
Beteiligten vor dem sogenannten Meinungsausgleichstermin, der in Essen stattfindet, zugesandt. Ziel sei es, den 
„Meinungsausgleichstermin" - einen reinen Behördentermin - Mitte dieses Jahres durchzuführen. Dabei werden die 
Stellungnahmen erörtert und soll mit den Beteiligten ein Kompromiss erzielt werden. Bedenken, bei denen kein 
Meinungsausgleich, also keine Einigung erreicht wurde, werden dem Regionalrat zur abschließenden Entscheidung vorgelegt. 

Die Phase, in der die Verwaltung des RVR eine Beschlussempfehlung dazu erarbeitet, kann je nach Art der Belange mehrere 
Monate dauern, wie Bongartz erklärt. Stimmt die Politik dem Vorschlag der Verwaltung zu, fasst also den 
Aufstellungsbeschluss, wird die Regionalplanänderung dem für die Landesplanung zuständigen Ministerium für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie zur Rechtsprüfung vorgelegt. Versagt der Regionalrat indes seine Zustimmung, muss die Verwaltung 
erneut tätig und der Aufstellungsbeschluss je nach Sachlage vertagt oder nachgeholt werden. 

Bestehen nach Ansicht des Wirtschaftsministeriums keine Einwände gegen den Aufstellungsbeschluss - andernfalls müsste 
sich der Regionalrat erneut damit befassen -wird die Änderung des Regionalplans im Gesetzes- und Verordnungsblatt des 
Landes NRW veröffentlicht und damit rechtskräftig. 

Als nächster Schritt würde das Planfeststellungsverfahren folgen, das dann wieder in Händen der Bezirksregierung als der 
zuständigen Genehmigungsbehörde liegt. Der Planfeststellungsbeschluss hat die Funktion einer Baugenehmigung. 

HINTERGRUND 

Regionalplanung und Regionalrat 
Mit Übergang der Planungshoheit für die Metropole Ruhr an den Regionalverband Ruhr (RVR) im Herbst vergangenen Jahres 
hat das RVR-Entscheidungsgremium, die Verbandsversammlung (oder: Ruhrparlament), die zusätzliche Funktion eines 
Regionalrates. Der RVR erhielt mit der Regionalplanung nach fast 35 Jahren eine alte Aufgabe zurück: Sein Vorgänger, der 
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, war dafür seit seiner Gründung im Jahre 1920 zuständig gewesen, bis 1975 das Land 
NRW dann entschied, diese Aufgabe an die Bezirksregierungen Düsseldorf, Arnsberg und Münster zu übertragen. Damit war 
die Metropole Ruhr, der die vier Kreise Wesel, Recklinghausen, Ennepe-Ruhr und Unna sowie elf kreisfreie Städte - darunter 
Duisburg, Oberhausen, Mülheim und Essen - angehören, planerisch dreigeteilt. Mit der neuen Regelung für die Metropole Ruhr 
sei eine „einheitliche Planung" für das gesamte Gebiet möglich, sagt Michael Bongartz, Leiter des RVR-Referats 
Regionalplanung. 

Die insgesamt 70 Sitze des nun auch als Regionalrat fungierenden Ruhrparlaments sind in dieser Legislaturperiode wie folgt 
verteilt: SPD (29), CDU (23), Grüne (8), FDP (5), Die Linke (4), Freie Wählergemeinschaft (1). Der Kreis Wesel ist im 
Regionalrat Ruhr mit insgesamt sechs Mitgliedern vertreten: mit Landrat Dr. Ansgar Müller (SPD), der qua Amt stimmberechtigt 
ist, und den Kreistagsmitgliedern Gerd Drüten (SPD) aus Voerde, Heinz-Peter Kamps (CDU) aus Sonsbeck, Udo Bovenkerk 
(CDU) aus Hamminkeln, Christel Winterberg (Grüne) aus Schermbeck und Rudolf Kretz-Manteuffel (FDP) aus Moers.  P.K. 
 
 

Niederrhein Anzeiger     Mittwoch 03.03.2010 
 

 
Der Minister für Umwelt und Naturschutz, Landwirtsc haft und Verbraucherschutz des Landes . Nordrhein-W estfalen, 
Eckhard Uhlenberg ließ es sich nicht nehmen, die ne ue Nanofilteranlage der Stadtwerke Dinslaken persön lich zu eröffnen. 

DINSLAKEN. VOERDE. Eine der größten Nanaofilteranlagen Europas zur Trinkwasser gewinnung und damit auch ein 
besonderes Referenz-Objekt des Technologiestandortes NRW produziert ab sofort Trinkwasser für Dinslaken. Und 
Wasserfachleute aus der ganzen Welt kommen, um sich zu informieren. 
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Alpenquell statt „Thyssen-Sprudel“ 
13, 8 Millionen Euro wurden hier in gute Trinkwasse rqualität investiert 

�
Hatten gemeinsam die Finger auf dem roten Knopf: Dr. Michael Heidinger, NRW-Umweltminister Eckhard Uhlenberg und Stadtwerke-Chef Dr. Thomas Götz. 
Foto: Kunke 

DINSLAKEN. VOERDE. Großer Auftrieb am Dinslakener Wasserwerk in Voerde-Löhnen: 

NRW-Umwelt-Minister Eckhard Uhlenberg, der Rat der Stadt Dinslaken samt Stadtoberhaupt Dr. Michael Heidinger. 

Und natürlich der Gastgeber Stadtwerke Dinslaken. Gemeinsam wurde die neue Nano-Filtration feierlich eröffnet. Stadtwerke-
Chef Dr. Thomas Götz verschwieg auch nicht die langwierigen und „heftigen" Auseinandersetzungen 2004 und 2005 zwischen 
„dem Bergbautreibenden", der Bevölkerung und ihren Bürgerinitiativen. „Der Pulverdampf hat sich verzogen" und niemand will 
mehr „alte Wunden aufreißen". Doch das Trinkwasser ist und bleibt verständlicherweise (nicht nur in unseren Städten) eines der 
sensibelsten Themen. 

Ältere erinnern sich noch lebhaft an den auch schon mal bräunlichen „Thyssensprudel", der - bis 1958 aus ufer-filtriertem 
Rheinwasser gewonnen - aus den Wasserhähnen floss, geliefert von den Thyssen-eigenen Gas- und  Wasserwerken. Endlich 
1960 beschloss der Rat der Stadt dann den Bau des eigenen Wasserwerks in Voerde-Löhnen. Ein guter Beschluss: 
Geschmack und Wasser-Qualität waren künftig ausgezeichnet. 

 
Da kam der NRW-Umwelt-Minster persönlich zum Einweihungs-Knopfdrücken: Denn eine der größten Nanofiltrationsanlagen Europas steht in Voerde-Löhnen und 
prodziert Trinkwasser für Dinslaken. (v.l.o.) Wolfgang Kammann (SD), Minister Eckhard Uhlenberg, Dr. Michael Heidinger, Eckhard Uhlenberg, Dr. Thomas Götz 
(SD), Michael Heinidinger, MdL Gisela Hinnemann und Eckhard Uhlenberg.       Fotos: Kunkel 

Alarm: Grundwasser änderte Fließrichtung 

Als der Kohleabbau vom Bergwerk Walsum aus weiter unter Rhein und Rheinaue getrieben wurde, kam es zu erheblichen 
Bergsenkungen. Für das dann im „Senkungstrichter" liegende Dinslakener Wasserwerk bedeutete dies Alarm: Umkehr der 
Fließrichtung beim Grundwasser! Nicht wie all die Jahre vorher zum Rhein hin, sondern ab sofort vom Rhein in Richtung der 
Trinkwasserbrunnen. 

Gutachter prognostizierten einen Anteil von bis zu 45 % zufließendem Rheinwasser in die Löhnener Trinkwasserbrunnen. Und 
damit leider auch fast alle Störstoffe, die der Rhein so mit sich führt: Schwermetalle, pharmazeutische Wirkstoffe, 
Röntgenkontrastmittel, Industriechemikalien und vieles mehr. Das führte natürlich zu großer Unruhe in der belieferten 
Bevölkerung. „Juristisch" waren die Probleme nicht zu lösen, sondern nur politisch: Denn nach wie vor gilt ja das preußische 
Bergrecht („Dulde und liquidiere"). Das heißt, der Kohleabbau ist hinzunehmen, jedoch hat der Bergbautreibende dem 
Geschädigten einen Ausgleich zu schaffen, sprich: Zeche muss löhnen. 

Aufgabe der Stadtwerke Dinslaken blieb es natürlich, die Wasserqualität auf dem gewohnt guten Niveau zu halten. Und so 
wurde gehandelt. Mit der „Walsumer Erklärung" erwirkte die Landesregierung 2005 die vorzeitige und sozialverträgliche 
Schließung des Bergwerks Walsum. Und auch gleich eine Lösung der Dinslakener Trinkwasserprobleme. Und dies, so jetzt ein 
glücklicher Dr. Götz, auf technisch höchstem Niveau mit dem Bau der neuen Nanofiltrationsanlage. Das preußische Bergrecht 
wirkte sich hier dann auch einmal positiv für die Dinslakener aus: Die Kosten für Planung, Bau und Betrieb der Filter- Anlage 
wurden der Deutsche Steinkohle AG auferlegt 

Trinkwassergewinnung auf höchstem Niveau 

Und wie funktioniert nun so eine Nano-Filtrationsanlage? Die Technologie wurde bei der Entsalzung von Meerwasser entwickelt 
und wird auch in der Industrie zur Herstellung von „reinem Wasser" eingesetzt. Extrem feine (Nano-Bereich) Molekular-Siebe 
filtern alle Schadstoffe aus dem Wasser. Danach werden ihm durch eine abschließende Anreicherung mit dolomitischem Fels-
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Gestein wieder natürliche Mineralien zugeführt. Das Wasserwerk prüft laufend, welche Rhein-Inhaltsstoffe sich der 
Wassergewinnungsanlage auch nur nähern, um dann die entsprechende Filtration zu starten. 

Seit letztem Sommer: Teillastbetrieb 

Im Moment ist das Grundwasser der Brunnen nicht mit Rheinwasser infiltriert. Aber wenn, dann kann die Nanofiltration sofort 
entsprechend eingesetzt werden. Seit letztem Sommer läuft die Anlage im Teil-Lastbetrieb und viele Fach-Besucher aus der 
Wasserwirtschaft im In- und Ausland haben in Löhnen die neue Nanofiltration hochinteressiert begutachtet. 

Eine wirkliche Bereicherung, auch für den Technologiestandort NRW, fand Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes NRW. Ab jetzt also Frischwasser wie aus Alpenquell statt wie 
vor über 50 Jahren brauner ThyssenSprudel. Prost Nano!    cd 
 
 
NRZ        Donnerstag 04.03.2010 

Ältestenrat will Gutachten zur RAG-Affäre 
Düsseldorf, In der Affäre um hohe Zahlungen des Kohlekonzerns RAG an drei Landtagsabgeordnete von CDU und SPD wird 
das Parlament ein Gutachten zur Klärung der Vorwürfe in Auftrag geben. Rechtsexperten sollten klären, ob die Zahlungen mit 
dem Abgeordnetengesetz vereinbar waren, hieß es gestern in Düsseldorf aus dem Ältestenrat des Landtags. Die Fachleute 
sollten einen Rat über mögliche Konsequenzen geben. Allein Landtagspräsidentin Regina van Dinther (CDU) hatte 30 000 Euro 
für ihren Vorsitz im RAG-Regionalbeirat kassiert und war deshalb in die Kritik geraten. ddp 
 
 
NRZ Dinslaken-Voerde-Hünxe     Freitag 05.03.2010 

LESER KLARTEXT 

» Nanofiltrationsanlage  

Kein Dank an die RAG  

Da ergehen sich Lokal- und Landespolitiker und Fachleute der Stadtwerke Dinslaken in kaum mehr zu überbietenden 
Lobeshymnen auf die Super-Nanofilteranlage in der Mommniederung in Löhnen, auf dass die Dinslakener in Zukunft 
„Trinkwasser von höchster . Qualität" genießen können. 

Besonders peinlich ist in diesem Rahmen die dümmlich-ignorante Dankes-Anbiederung des SPD-Herrn Heidinger gegenüber 
der RAG wegen ihrer „großzügigen" fast 14 Millionen-Euro-Investition in diese modernste rinkwasseraufbereitungsmaschinerie. 

Auf dieses angebliche „Vorzeigeobjekt" hätten die Dinslakener gerne verzichten können: Sie hatten nämlich vorher, bevor der 
DSK-Bergbau unter Löhnen kam, ein so gutes Natur-Trinkwasser, dass sie es ohne aufwändige Filterung hätten trinken 
können! 

Erst „dank" der politisch-behördlich genehmigten Absenkungen des Momm-Naturund Trinkwasser-Schutzgebietes durch den zu 
Ende gehenden Steinkohleabbau vom DSK-Bergwerk Walsum aus wurde und wird dieses hochwertige Naturtrinkwasser als 
Bergbaufolge kontaminiert durch die Chemikalien in den Rheinuferfiltraten. 

Herr Heidinger sollte wissen, dass die DSK den Trinkwasserkonsumenten mit der Filteranlage keineswegs eine 
menschenfreundliche Investitionsgabe zukommen lässt, sondern dass sie zu der Millionen teuren Anlage verpflichtet ist, 
nachdem sie die Verursacherin der Trinkwasserkontaminierung geworden ist. 

Zwar zahlt die RAG für den Bau der Filteranlage, mit der angeblich eine „neue Ära unserer Trinkwasserversorgung" beginnt, 
pflichtgemäß ihren Millionenbeitrag. Aber wer kommt danach für die jährlich anfallenden Erhaltungskosten auf? 

Diese Kosten bleiben mal wieder bei uns - den Steuern zahlenden Bürgern nicht nur in Dinslaken - hängen. Und mit unseren 
Steuern tragen wir auch schon einen erheblichen Anteil der Konstruktionskosten für das Nano-Filter-„Vorzeigeobjekt": nämlich 
durch die nach wie vor hohen Subventionsüberweisungen des Staates an die RAG. 

Also - der RAG danken dafür, dass ihr Steinkohlebergbau unser Naturtrinkwasser versaut? Der RAG danken dafür, dass wieder 
einmal wir Bürger und Steuerzahler mit Millionenbeträgen an RAG-Projekten beteiligt sind, bei deren Errichtung wir schon im 
Vorfeld von Politik und Behörden ausgetrickst worden sind? 
Wolfgang Voß, Voerde 

 
 

WAZ        Freitag 05.03.2010 

EnergiebrancheUnternehmen will Kraftwerke effizienter machen 
Ulf Meinke 
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Essen. Das Unternehmen Powitec sorgt für eine energie effiziente Verbrennung in Kraftwerken. So wird der Au sstoß 
von Kohlendioxid reduziert. Geschäftsführer Franz W intrich sieht Nachholbedarf: „Praktisch in jedem Koh lekraftwerk 
sind noch Effizienzsteigerungen möglich." 

Franz Wintrich kann stundenlang über Flammen philosophieren – über ihre Geheimnisse und Zufälligkeiten, ihren Charakter 
und ihr Zusammenspiel. Wer die Flammen versteht, kann sie verändern. Wer Flammen verändern kann, ist in der Lage, Energie 
zu sparen und die Umwelt zu schonen. Damit wiederum lässt sich Geld verdienen.  

„Flammen sind lebendig, sie verändern sich permanent“, sagt der 56-jährige Diplom-Ingenieur, der eine Software entwickelt hat, 
die eine möglichst energieeffiziente Verbrennung ermöglicht. Die Technologie der Essener Firma Powitec, die Wintrich 
gemeinsam mit seinem Geschäftspartner Bernd Beyer führt, wird unter anderen in Kohlekraftwerken, Zementöfen und 
Müllverbrennungsanlagen eingesetzt. 

Kampf gegen den Klimawandel  

Dass Powitec einen Beitrag im Kampf gegen den Klimawandel leistet, wurde dem Unternehmen vor wenigen Tagen auch von 
Bundesumweltminister Norbert Röttgen (CDU) bescheinigt. Der Betrieb aus Essen-Kettwig gehörte zu den Gewinnern des 
„Innovationspreises für Klima und Umwelt“, den der Minister gemeinsam mit dem Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 
ausgeschrieben hatte. Juryvorsitzender war Klaus Töpfer, der ehemalige Direktor des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen.  

Unter anderem in Kraftwerken der Energieriesen Eon, Evonik und Vattenfall kommt die Technologie des mittelständischen 
Betriebs zum Einsatz. So sei zum Beispiel beim Eon-Kraftwerk in Gelsenkirchen-Scholven der Ausstoß von Kohlendioxid (CO2) 
um ein Prozent verringert worden, berichtet Powitec.  

Mit Hilfe einer hitzeresistenten Kamera überwachen hier Computer, die mit einer speziellen Software ausgestattet sind, die 
Flammenbilder im Kraftwerkskessel. „Unsere Software lernt ähnlich wie ein menschliches Gehirn“, erläutert Wintrich. Aus der 
Biologie bekannte neuronale Netze versucht Powitec nachzubilden. Ziel ist es, dass der Computer zum selbstlernenden System 
wird. Er analysiert die Flammen und regelt die Feuerung, um eine „optimale Energieausbeute“ mit möglichst wenig Verbrauch 
von Ressourcen zu erreichen.  

Ein großes Kraftwerk verbrennt rund 4000 Tonnen Steinkohle am Tag – leicht vorstellbar, dass sich durch mehr Effizienz 
Energie sparen und die Umwelt schonen lässt. Je höher der Preis für CO2-Zertifikate, desto stärker rechnen sich für 
Unternehmen die umweltfreundlichen Investitionen. 

Mehr Energieeinsparungen möglich  

Powitec hofft, dass die eigene Software auch in Branchen wie der Stahl-, Glas- oder Papierindustrie zur Anwendung kommt. 
Derzeit beschäftigt das Unternehmen rund 40 Mitarbeiter, davon 30 in Essen. Im Geschäftsjahr 2009 erreichte Powitec nach 
eigenen Angaben einen Umsatz von rund 4,5 Millionen Euro, wobei die Exportmärkte eine entscheidende Rolle spielen. Das 
Unternehmen betreut 110 Kunden in 36 Ländern auf vier Kontinenten. „70 Prozent unseres Geschäfts machen wir im Ausland“, 
sagt Beyer. Wichtige Märkte seien beispielsweise Indien, China, Brasilien oder Malaysia. Konkurrenten sind große Konzerne 
wie ABB, General Electric, Siemens und Honeywell. Dadurch ergibt sich ein harter Wettbewerb.  

„Praktisch in jedem Kohlekraftwerk sind noch Effizienzsteigerungen möglich“, sagt Wintrich. Seine Rechnung lautet: Würden 
alle Kohlekraftwerke und Zementöfen in Deutschland mit seiner Software ausgerüstet, ließe sich der jährliche 
Kohlendioxidausstoß auf einen Schlag um drei Millionen Tonnen reduzieren. Das entspreche immerhin der CO2-Menge, die der 
Pkw-Verkehr in Thüringen pro Jahr verursacht. 
 
 

Der Westen.de      Samstag 06.03.2010 

UnternehmenEvonik-Konzern will nach der Krise wieder durchstarten 
Christian Icking 

Essen. Der Evonik-Konzern will sich nach dem Krisenja hr 2009 neu aufstellen und durchstarten. Konkrete B ilanzzahlen 
legt Evonik am 25. März vor. Bis 2012 hat das Untern ehmen den Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen zugesagt.  

  

 Der Vorstand von Evonik, Dr.Klaus Engel, im Interview mit der NRZ. Foto: NRZ  

Der Essener Industriekonzern Evonik will nach dem Krisenjahr 2009 und einer strategischen Neuausrichtung im laufenden Jahr 
wieder angreifen. „Wir stellen uns jetzt nach dem Höhepunkt der Wirtschaftskrise neu auf und starten durch”, sagte Evonik-
Vorstandschef Klaus Engel im Gespräch mit der Neue Ruhr/Neue Rhein Zeitung (NRZ, Samstagausgabe). „Wir haben uns im 
Katastrophenjahr 2009 rundum gut geschlagen. Was wir schaffen wollten, haben wir gut erreicht.” Auch für das laufende Jahr 
sei er „vorsichtig optimistisch”, sagte Engel. „Wir sind gut in 2010 gestartet. Ich bin auch für die kommenden Monate 
zuversichtlich.” Konkrete Bilanzzahlen legt Evonik am 25. März vor.  

Engel hatte dem Unternehmen kurz nach seinem Amtsantritt am 1. Januar 2009 ein Sparprogramm im Volumen von 300 
Millionen Euro verordnet. Diese Summe sei übertroffen worden, sagte er. Eine Komponente war der Verzicht der Belegschaft 
bis hin zum Management auf variable Vergütungsbestandteile. Die ursprünglich angesetzte Halbierung sei aber auf eine 25-
prozentige Kürzung zurückgefahren worden, „als wir gesehen haben, dass wir unsere Ziele besser erfüllt haben als geplant”, so 
der Evonik-Chef. Im Gegenzug zu den Einschnitten hat das Essener Unternehmen den Verzicht auf betriebsbedingte 
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Kündigungen bis zum Jahresende 2012 erklärt. Nachdem in der Spitze bis zu 3500 Mitarbeiter von Kurzarbeit betroffen waren, 
waren es zuletzt noch rund 300.  

Engel richtet den Fokus des Unternehmens künftig noch stärker auf die wichtigste Sparte Chemie aus. Die Immobiliensparte will 
er mit der Wohnbaugesellschaft THS zusammenführen, an der die Gewerkschaft IG BCE und Evonik jeweils die Hälfte halten, 
und in einigen Jahren an den Kapitalmarkt bringen. Für die dritte Konzernsäule Energie mit dem Kohleverstromer Steag sucht 
Evonik einen finanzstarken Partner. Der Prozess für den Verkauf eines Minderheitsanteils an der Steag ist angelaufen. „Das 
Interesse ist rege”, sagte Engel.  
 
 
WDR        Montag 08.03.2010 

Schlichtungsstelle für Tagebauschäden startet im April  
Tagebau-Geschädigte können bei Streit um Entschädigungen demnächst kostenlos eine Schlichtungsstelle anrufen. Ende April 
startet die von Betroffenen seit langem geforderte "Anrufungsstelle" bei der Kölner Bezirksregierung. Das teilte Josef 
Hovenjürgen (CDU), Vorsitzender des Landtags-Unterausschusses Bergbausicherheit, am Montag (08.03.10) mit. 

Das Gremium arbeitet nach dem Vorbild der Schlichtungsstelle für die Steinkohle in Essen. Das Netzwerk Bergbaugeschädigter 
begrüßte die Schiedsstelle, forderte aber Nachbesserungen. 
 
 
Landtag intern Ausgabe 3     Montag 08.03.2010 

Landtag hält Bergbau- Beirat für sinnvoll und begrüßt Kürzung der 
Aufwandsentschädigungen Plenarbericht  
3. Februar 2010 - Der Regionalbeirat der Ruhrkohle AG (RAG), seine Zusammensetzung, seine Aufgaben und die dafür 
gezahlten Vergütungen waren Thema eines Antrags der Grünen (Drs. 14/10625), dem die SPD beigetreten war.  

Übereinstimmung unter den Fraktionen gab es mit Blick auf die von der RAG deutliche Kürzung der Vergütungen, Unterschiede 
hinsichtlich der künftigen Zusammensetzung des Gremiums. 

Mehr Transparenz forderte Reiner Priggen (Grüne) für die Nebeneinkünfte der Abgeordneten. Es sei richtig, das Instrument der 
Beiräte, insbesondere auch im Bereich des Bergbaus, zu nutzen, um dort offen über wichtige Sachfragen zu diskutieren. 
Zahlungen an Abgeordnete als Mitglieder solcher Beiräte müssten aber mit dem konkreten Betrag ausgewiesen werden. Der 
Grüne regte in diesem Zusammenhang an zu prüfen, ob nicht doch Obergrenzen festgelegt werden müssten. Außerdem stelle 
sich die Frage der Gegenleistungen für die Vergütungen. Priggen warnte vor Versuchen, "die Landschaft politisch ein Stück weit 
zu steuern", dies müsse man der RAG negativ anrechnen. Gerade mit Blick auf den Regionalbeirat der RAG sei es überdies 
wichtig, den Kreis um eine Vertretung der Bergbaugeschädigten zu erweitern. 

Carina Gödecke (SPD) erklärte die Zustimmung ihrer Fraktion zum Antrag der Grünen. Es sei gut und richtig, dass es zum 
Beispiel im Bergbau eine Einrichtung gebe, "die für eine Verankerung der erforderlichen Anpassungsprozesse in der Region" 
sorge. Allerdings habe die Frage der Ausgestaltung der Gremien des Regionalbeirats bei der RAG bzw. der RAG-Stiftung 
gelegen. Gödecke forderte, dass der Landtag als einbezogene Institution seine Erwartungen an die zukünftige 
Zusammensetzung formuliere. Aus ihrer Sicht sei eine Ausweitung des Regionalbeirats um eine Vertretung der 
Gewerkschaftsseite notwendig. Dies sei wegen der Auswirkungen des Anpassungsprozesses auf Arbeits- und 
Ausbildungsverhältnisse sinnvoll und notwendig. Ebenfalls einbezogen werden sollten die Bergbaubetroffenen, meinte sie. 
Die Höhe der bisher gezahlten Aufwandsentschädigungen sei angesichts der beratenden Tätigkeit unangemessen gewesen, 
erklärte Oliver Wittke (CDU). Die CDU begrüße ausdrücklich die Beschlüsse der RAG, die hohen Zahlungen einzustellen und 
des Weiteren zukünftig alle im Landtag vertretenen Fraktionen in den Beirat einzubeziehen. Damit seien zwei Punkte des 
vorliegenden Antrags bereits umgesetzt. Der CDU-Sprecher wandte sich allerdings gegen die Einbeziehung der Gewerkschaft, 
die bereits im Aufsichtsrat alle Informationen erhalte, wie auch der Bergbaugeschädigten. Man könne eben keine "potenziellen 
Kläger" beteiligen, wenn es im Beirat um "sensible" Daten gehe. Die Interessen der Betroffenen würden ja vom Landtag, 
insbesondere vom Unterausschuss für Bergbausicherheit, ernst genommen. 

Als "völlig unangemessen" bewertete auch Dietmar Brockes (FDP) die Größenordnung der bisher gezahlten 
Aufwendungsvergütungen. Es handele sich immerhin nur um ein "reines Beratungsgremium" ohne Verantwortung und ohne 
Entscheidungskompetenz, das mit einem Aufsichtsrat nicht zu vergleichen sei. Der FDP-Sprecher begrüßte ebenfalls die 
jüngsten Beschlüsse der RAG zum Regionalbeirat, insbesondere hinsichtlich der angestrebten Überparteilichkeit. Die FDP sei 
gerne bereit, ihren Rat in dieses Gremium einzubringen. Allerdings sei sie nicht bereit, um die Teilnahme zu betteln, 
kommentierte Brockes die Forderung nach Beschlüssen des Landtags hinsichtlich der Erweiterung des Beirats. Insgesamt sah 
er den Antrag der Grünen durch die "richtigen und vernünftigen Entscheidungen der RAG" als erledigt an. 

Wirtschaftsministerin Christa Thoben (CDU) begrüßte, dass der Landtag sich zum Regionalbeirat positioniere. Dieser 
beschäftige sich mit Fragen, die sich mit dem Ausstieg aus dem Steinkohlebergbau ergäben. Es sei wichtig, dass das 
Unternehmen Ruhrkohle AG die Belange der betroffenen Kommunen berücksichtige. Thoben hielt den im Antrag geforderten 
Verzicht auf die Vergütung durch die Entscheidung der RAG für überholt. Was die Zusammensetzung des Regionalbeirats 
betrifft, verwies die Ministerin mit Blick auf die Gewerkschaft auf die Möglichkeit, über andere Gremien die entsprechenden 
Informationen zu erhalten bzw. Einfluss zu nehmen. Für die Bergbaugeschädigten stünde hier der Landtag mit seinem 
entsprechenden Unterausschuss wie auch die Schlichtungsstelle Bergschäden zur Verfügung. 
 
 

WAZ        Dienstag 09.03.2010 

Umwelt 
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BUND nennt Stellungnahme zum Eon-Kraftwerk Irreführung 
Inge Ansahl 

 
Datteln. Der BUND stellt Dienstaufsichtsbeschwerde gegen die Verantwortlichen für die städtische Stellun gnahme zum 
Eon-Kohlekraftwerk. Die Umweltschützer bezeichnen di e Stellungnahme aus dem Rathaus als "vorsätzliche 
Irreführung der Dattelner Bevölkerung". 

Die jüngste Stellungnahme der Stadt Datteln zum Reizthema Eon (WAZ berichtete Dienstag) hat beim NRW-Landesverband 
des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) das Fass zum Überlaufen gebracht. Der Landesverband hat 
postwendend bei Bürgermeister Wolfgang Werner (parteilos) eine Dienstaufsichtsbeschwerde gegen die verantwortlichen 
Mitarbeiter gestellt. Die Umweltschützer bezeichnen die Stellungnahme aus dem Rathaus – die auf der Homepage der Stadt 
nachzulesen ist und mit der vermeintliche Behauptungen über das neue Kohlekraftwerk richtig gestellt werden sollen – als 
„vorsätzliche Irreführung der Dattelner Bevölkerung”. Außerdem forderte der BUND von Werner eine offizielle Richtigstellung. 

Verfahren ruht 

Unter anderem bezieht sich der BUND auf die Behauptung in der städtischen Verlautbarung, das Kraftwerk dürfe an dieser 
Stelle gebaut werden, da andernfalls das OVG den immissionsschutzrechtlichen Vorbescheid und die Teilgenehmigungen I bis 
V aufgehoben hätte. Diese Behauptung sei schlicht falsch, denn: „Der 8. Senat des OVG hat diesbezüglich noch gar nichts 
entschieden, die Klage-Verfahren des BUND und der Privatkläger laufen. Im Einvernehmen aller Klageparteien hat das Gericht 
vielmehr nach dem Erörterungstermin Ende Dezember 2009 das Verfahren ruhend gestellt.” 

Sollte die Verwaltung diese und weitere Behauptungen nicht öffentlich korrigieren, müsse sie sich den Vorwurf gefallen lassen, 
im Vorfeld der anstehenden Entscheidung über die Aufstellung eines neuen Bebauungsplans für den Kraftwerkstandort Rat und 
Bevölkerung vorsätzlich in die Irre zu führen. 
 

Dazu einige Kommentare 

Gelten Regeln und Verordnungen noch für alle? 
#1 von sich-Fragender, am 09.03.2010 um 20:21  

 

Nein, ... Sieht man ja. Die Eonpartei, die Movenpickpartei oder die RWE_Partei haben längst eigene Gesetze...  
#2 von osis, am 09.03.2010 um 21:06  

 

Wozu braucht man noch eine Baugenehmigung ? Kann doch jeder bauen wie er will und wohin er will, schließlich kann er sich 
auf EON und die selbst erfundene Rechtsdeutung der Stadt Datteln berufen, die dürfen ja auch einfach drauf los bauen und 
alles wird im nachhinein abgenickt. Der Gleichheitsgrundsatz des GG muss schließlich gewahrt bleiben. 
Danke Datteln, dass ich endlich keine Baugenehmigung mehr brauche. 
#3 von Oberpfeifen der Stadt Datteln, am 09.03.2010 um 21:09  

 

Alle vorstehenden Kommentare zeugen von Unkenntnis:  
Das Kraftwerk hat eine Baugenehmigung und sogar mehrere Teil-Errichtungsgenehmigungen.  
Es gibt, wie in einer Demokratie nur möglich, Gegenklagen gegen vorgenannte Genehmigungen, die von den entsprechenden 
Behörden bearbeitet bzw. in Gerichtsverfahren behandelt werden. 
#4 von feder24, am 09.03.2010 um 21:25  

 

Wie wäre es denn mal von der WAZ/NRZ zu veröffentlichen, welche Politiker für wieviel Gehalt bei EON,RWE und Konsorten in 
den Aufsichtsräten sitzen. Das wäre erstens sehr aufschlußreich und würde zweitens den Bürgern die Zornesröte weiter ins 
Gesicht treiben. Im Mai ist schließlich Landtagswahl und da möchte man sich doch auch mal für den Nicht-korrupten Politiker 
entscheiden können, falls Sie einen benennen können. 
#6 von korrektor, am 09.03.2010 um 22:08  

 

für extra Seiten fehlt dem WAZ-Medienkonzern das Geld! 
#7 von sich-Fragender, am 09.03.2010 um 22:09  

 

Es war und wird immer so sein,wer Geld hat das Sagen, was ist Datteln gegen EON, ein Pfurz im Wind. 
#8 von coktail, am 09.03.2010 um 22:20  
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Alle diejenigen, die sich hier gegen dieses Kraftwerk aussprechen, nehmen wohl den Strom aus der Steckdose und fragen 
leider nicht danach, wie er dort hineinkommt. Die sog. Erneuerbaren leisten z.Zt. nur einen Anteil an unserer Stromversorgung 
von ca. 10%. Woher sollen die restlichen 90 % kommen?. Wenn es nach BUND u.a. ginge, würden wir wieder ins Mittelalter 
zurückfallen, also in großer Armut. Ich möchte das nicht. Der BUND und andere selbsternannten Umweltschützer lehnen jeglich 
moderne Investititionsmaßnahme ab, die Arbeitsplätze bringt.  
#9 von Kölner, am 09.03.2010 um 23:03  

 

@9 Kölner kümmer dich lieber um deine U-Bahn.. 
#10 von sich-Fragender, am 09.03.2010 um 23:32  

 

Ich habe am Eon- Infostand in Waltrop am 02.02.2010 viele Fragekarten für den Termin am 03.02.2010 im Berufskolleg Datteln 
ausfüllen lassen.  
Einen Teil dieser Fragen habe ich am Abend vorgetragen, diese wurden vom Team- Eon nicht beantwortet, eine 
Baustellenbesichtigung wurde abgelehnt. 

Statik des Kühlturms: Hat jemand Bewehrungsaufnahmen von den Pfeilern des Kühlturms, bitte an meine E-Mail Adresse 
senden, Danke!  
# 6) Für die Landtagswahl 2010 ist mein Wahlbezirk 70 Marl / Herten:  

 

Auf der Klimakonferenz in Marl - Hamm - Waldsiedlung (Bürgermeisterkandidaten 2009 aus Marl) habe ich u.a. nach einer 
Flächennutzung des alten Klärteiches an der Wulfener Str. gefragt, bis Heute keine Antwort erhalten.  
Der jetzige Bürgermeister Arndt (SPD) ist darüber nicht informiert?!?  
Kann mir jemand darüber eine Auskunft geben? Bitte E-Mail senden, Danke! 

Wie die öffentlichen Hände (denkende Köpfe?!?) aus unseren Kreisstädten mit den Steuergeldern umgehen, hier ein Bespiel:  
http://www.Udo-Surmann-Ihr-NRW-Landtagskandidat-2010.de/54601.html  
#11 von Udo Surmann, am 09.03.2010 um 23:35  

 

Ich glaube wir brauchen auf absehbare Zeit noch diese Großkraftwerke. Für die Region heißt das doch, gesicherte 
Steuereinnahmen, gesicherte Arbeitsplätze, vor allem bei den Mittelständischen und Handwerkern, weniger bei EON. 
Die Umweltbelastung durch die neuen Kraftwerke ist in Summe geringer, als wenn Altkraftwerke weiterbetrieben werden 
müssen. 
Erneuerbare werden mit den bisher bekannten Technologien immer nur eine Ergänzung zu den Kraftwerken bleiben. 
Wenn ich in der Zeitung lese: "Neues Windrad errichtet, kann xxxTausend Haushalte mit Strom versorgen" dann fällt mir das 
Geweih von der Stirn. 
Es "KAAANNNNNN" versorgen. Windräder im Binnenland leisten recht wenig. Die Zahlen, die von den Betreibern angegeben 
werden, sind Maximalwerte, die im Binnenland nie erreicht werden.Wenn ein Windrad eine hohe Strommenge erzeugt, braucht 
sie in diesem Moment keiner. Der Netzbetreiber oder Kraftwerksbetreiber muss das Ausregeln. Koste es was es wolle, Umwelt 
ist dabei egal. So steht es im Gesetz. 
Wer soll denn die Republik nun zuverlässig mit Strom versorgen? 
Fotovoltaik? Das ist doch der nächste große Lacher. 
Wer sich wirklich für den Schutz der Umwelt interessiert, sollte sich Fragen: Wo kann ich Geld am Besten investieren, um die 
größtmögliche CO2 Vermeidung zu erreichen? 
Ich bin auf Antworten gespannt. 
#12 von voschro, am 09.03.2010 um 23:54  

 

Ich frage mich immer,wenn ein Politiker oder die Befürworter eines AKW/KKW genau da Wohnen würdeN,wo ein AKW/KKW 
gebaut werden soll,würde man dann auch so denken,ich denke eher nicht. 
#13 von Anybody, am 09.03.2010 um 23:58  

 

#4 @feder24 
#12@voschro 
Die Flachpfeifen, die hier wieder so einen Quatsch erzählen mit Strom kommt aus der Steckdose und alles wird sauberer, wenn 
das Ding im Betrieb ist und heimische Wirtschaft wird belebt und alles solche leer nach geplapperten Worthülsen, die sich nie 
im nachhinein als wahr bestätigt haben, folgendes. Erst das Urteil lesen danach könnt ihr unwissenden Spezis euch dann 
Qualifiziert zu Worte melden und werdet erkennen wie peinlich eure Kommentare unter #4 und #12 sind. Alle offenen Fragen 
werden mit dem Urteil selbst für Laien beantwortet.  
Immer diese käuflichen Lobbyisten-Marionetten, die gerne Jacke ziehen oder Taschen tragen. 
#14 von Schleim lass grüßen, am 10.03.2010 um 01:29  

 

Ein 'witziger' Randaspekt dieser Geschichte ist, dass die Dattelner Verwaltung, die es bei E-On offenbar für gegeben hält diesen 
Bau mit offenbar etllichen Baumängeln (zu wenig Entfernung zu Nachbargebäuden u.a.) zu verteidigen, während hier vor 2 
Wochen eine Geschichte in der Zeitung stand, dass der selber Stadtsprecher von Datteln im Falle einer Garage eines 
Privatmannes die um einige Zentimeter zu hoch ist, also auch gegen die Bauvorschriften verstösst, nun das Dach dieser 
Garage des Privatmannes mit Strenge korrigieren lassen will, da 'Gesetze eben da sind um eingehalten zu werden'. Wenn es 
nicht so banane wäre müsste man lachen... Offenbar sind in Datteln einige eben doch 'gleicher als andere',... 
#15 von Bibodo, am 10.03.2010 um 07:02  
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Unaghängig ob hier gegen Baurecht verstoßen wurde oder nicht,so haben der BUND und alle seine Umweltmitstreiter ihre 
Glaubwürdigkeit verloren,nachdem herausgekommen ist ,das die ganze CO2 Hype nichts anderes ist als ein gigantischer 
Schwindel! Hier wurde bewusst Panik geschürt,Halbwahrheiten verbreitet, belegbare Gegenargumente von Wissenschaftlern  
die keiner Interessenlobby angehören ,unter den Tisch gekehrt ! Und alles nur um mit CO2 das grosse Geld zu machen. Wir 
das dumme Volk lassen uns von so ein paar Handgestrickten  
Pulis fertig machen und unsere schlauen Politclowns springen auf den Zug des Schwachsinns auf.  
(Alleine die Überlegung,für furzende Rinder eine CO2 Abgabe einzuführen, oder darüber nach zu denken wie man das 
Sonnenlicht für einige Jahre verdunkeln will um eine Erderwärmung zu verhindern ),zeigt von welch Geistes Kindern,wir regiert 
werden.In den 80er Jahren hieß es wir bekommen eine neue kleine Eiszeit,20 Jahre später bekommen wir eine übermäßige 
Erderwärmung... Was denn nun? Ich für meinen Teil habe fest gestellt das mich die "Erderwärmung" verdammt viel Geld kostet 
,nachdem ich meine Gasabrechnung bekommen habe! Aber wie gesagt,wer gegen geltendes Baurecht verstößt sollte bestraft 
werden. Aber welches Recht ist jetzt richtig? Kommunales ,Bundeslandspezifisches oder Bundesrecht?  
Haben unsere Politversager nicht einen Eid geschworen nur zum wohle des deutschen Volks zu handeln? Und ich meine, dazu 
gehört auch ,das uns das Recht auf ausreichend und bezahlbare Energie zusteht. Leider hat sich in den letzten Jahrzehnten 
eine Politkultur entwickelt,die mehr auf das Wohl eines einzelnen  
als auf das Wohl aller abzielt. Dazu sollte das Recht des Allgemeinwohl über dem des Einzelnen stehen. Aber wie gesagt ,der 
Trend geht in die falsche Richtung und das die Mehrheit von Minderheiten regiert(terrorisiert) werden.  
#16 von 840, am 10.03.2010 um 08:31  

 

@#14 Schleim lass grüßen 
Jetzt hauen Sie hier mal nicht so auf den Putz. 
Wir haben es hier mit zwei unterschiedlichen Themen zu tun. 
Erstens geht es um die zukünftige sichere, saubere, unabhängige und vor allen Dingen bezahlbare Energieversorgung in 
unserem Land. 
Und dazu werden Kohlekraftwerke schon deshalb in erheblichem Maße beitragen, weil Kohle bei uns noch für mehrere hundert 
Jahre zur Verfügung steht, die Technik einer 30-jährigen Umweltpolitik Rechnung trägt und vom Preis her bezahlbar ist. Und wenn 
derzeit preisgünstige Importkohle verwendet wird, wären wir dumm, wenn wir die eigenen Ressourcen dafür nutzen würden. 
Die wunderschönen phantasievollen Vorstellungen regenerativer Energien werden spätestens dann zerplatzen, wenn auch bei 
uns die Entscheidung zwischen bezahlbarer Nahrung und bezahlbarer Energie gestellt werden muss, und davon sind wir nicht 
mehr ganz weit entfernt. 
Wir haben heute schon den absolut teuersten Strom in Europa und unsere Volkswirtschaft ist durch die indirekten Subventionen 
und Kollateralschäden über Gebühr belastet. 

Das andere Thema, um das es hier eigentlich geht, ist der Widerstand eines Teils der Dattelner Bevölkerung gegen das 
Kraftwerk, der es nicht vor der eigenen Haustür haben möchte und sich dafür des BUND bedient, der als Trittbrettfahrer 
bundesweit die eigene Daseinsberechtigung mit Vorliebe durch Detailklagen nachzuweisen versucht und so durch die 
entstehenden Verzögerungen oder gar Verhinderungen der Volkswirtschaft weiteren großen Schaden zufügt. Das Meisterstück 
hat der BUND gerade mit der UHU-Klage abgegeben. 

Der einzige wirklich angreifbare Fakt in Datteln ist die Abstandsregelung von 1500 Meter, der natürlich geklärt werden muss, 
sich aber im Wesentlichen auf die Sicherheitsfrage bei Störfällen bezieht, den ordnungsgemäßen Betrieb jedoch nicht 
beeinflusst. 

Wenn der BUND von "vorsätzlicher Irreführung der Bevölkerung" spricht, ist gerade diese Institution selbst ein Paradebeispiel 
hierfür. 

Mit ihrer populistischen Ausschlachtung des Themas CO2 als Klimakiller gehört der BUND zu den sog. NGO´s, die maßgeblich 
die Aussagen des Weltklimarates mit dem Ziel beeinflusst haben, der Bevölkerung durch Angst, Schuld und Ablasshandel unter 
Druck zu setzen und so ihren eigenen Interessen nach Macht und Geld Vorschub zu leisten. Leider (oder Gott sei Dank) sind 
die Verantwortlichen beim BUND keine Beamten, sonst gehörten die massivsten Dienstaufsichtsbeschwerden genau in diesen 
Bereich. 

Eine derartige Dienstaufsichtsbeschwerde hätte übrigens von jedem Bürger eingereicht werden können. Das dies nun vom 
BUND erfolgte, zeigt lediglich, auf welche billigen Mittel der BUND schon zurückgreifen muss, um überhaupt noch irgendwie 
populistisch in Erscheinung zu treten. 

Nur gut, dass durch Climagate und die täglich neuen Enthüllungen die Machenschaften der Ökoreligion aufgedeckt wurden und 
werden. Auch wenn die deutschen Profiteure der Ökoreligion aus Politik, Wirtschaft und NGO´s dies bis heute gerne ignorieren, 
werden sie erkennen müssen, dass die Bevölkerung nicht mehr nur auf die deutschen Medien angewiesen ist, um die Wahrheit 
darüber zu erfahren. 
Ein bemerkenswertes und nachahmenswertes Beispiel für eine objektive Behandlung dieses Themas in der Politik hat gerade 
die CDU in Marl geliefert, die sich von Ratsmitglied Dr.rer.nat. Ulrich Otto über das Thema Klimawandel aufklären ließ. 

 

@#11 Udo Surmann 
Auch Ihnen, sehr geehrter Herr Surmann, stünde es als Landtagskandidat gut zu Gesicht, wenn Sie in Sachen Klimawandel die 
Realität als Basis Ihrer beabsichtigten Politik machen würden.  
Die von Ihnen ins Internet eingestellten Informationen hierzu zeugen leider davon, dass Sie sich zur Erreichung Ihres Zieles 
gerne den noch vorhandenen Mainstream mit einem menschengemachten Klimawandel zu Nutze machen. Damit 
unterscheiden Sie sich aber in keiner Weise von den meisten anderen Politikern und machen sich damit ebenfalls einer 
Irreführung der Bevölkerung schuldig.  

Warum sollte man also gerade Sie wählen? 

Gerade als parteiloser Kandidat haben Sie die Chance, sich durch Offenheit und Ehrlichkeit in diesem Punkt deutlich 
abzuheben und das muss ja in keiner Weise bedeuten, dass Sie sich nicht weiterhin aus juristischen und gesetzlichen Gründen 
gegen das Kraftwerk in Datteln stark machen. 
#17 von Alois_Egon, am 10.03.2010 um 08:38  
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17 Alois Egon 
Ich wollte Sie nur freundlich darauf hinweisen, dass Sie ihren Briefkopf von EON bei Ihrem Kommentar vergessen hatten ;-) 

Ich empfehle Ihnen mal die vielen tausend von Bibliotheken durchzuackern, die in den letzten 30 Jahren von weltweit 
anerkannten Experten zum Klimawandel mit Gutachten und Studien gefüllt wurden. Dann empfehle ich Ihnen noch dazu den 
Hinweis auf zahlreiche Enquete-Kommissionensberichte zum Thema Klima-Erderwärmung zu studieren, bevor Sie hier, mit 
Verlaub, so einen geistigen Lobbyisten-Müll verbreiten. Sie sind, wie Sie selbst bekennen, geistig in den 70er Jahren stehen 
geblieben, wo Umweltbewußtsein mit Strickwollpullis und Birkenstock assoziiert wurde. Auch wenn es Ihnen nicht paßt, der 
Strom kommt schon in baldiger Zukunft aus dem, im Haus selbst produziertem Strom, aus der Steckdose, der dazu noch das 
Auto in der Garage tankt und das weitaus billiger, als es die heute mit Mrd. subventionierten Kern- und Kohlekraftwerke je 
schaffen würden. Solange die Kosten für Entsorgung (z.B. Atommüll usw.) 
von allen Steuerzahlern geschultert werden müssen und die Strompreise unter den abzählbaren Mitbewerbern abgesprochen 
werden und als Reingewinn verbucht werden, brauchen Sie @Alois Egon (sponsort by EON) uns durchaus gebildeten Bürgern 
nichts von Preistreiberei durch subventionierte Regenerative Energie erzählen.  
Sie @Alois Egon (EON-Jünger) stehen auf jeden Fall exemplarisch für die Großkonzerne, die 30 Jahre die Entwicklung 
verpennt haben und jetzt medienwirksam rum jammern und immer noch glauben, daß alles genau so bleiben wird, wie es 
immer war. Sicher fühlen können sie sich ja, da sie sich die Gesetze ja zumindest passend geschrieben haben, weil gekaufte 
Politiker reihenweise in Vorständen und Aufsichtsräten nach wie vor sitzen und das Gebaren nach entsprechenden 
Abfindungen abgenickt haben. Dennoch ist das Ende der Fahnenstange erreicht. Es nützt kein Gejammer und Geknirsche 
mehr, den Bock in Datteln haben EON und Stadt Dattel gleichermaßen zu verantworten, dafür ist nicht der BUND 
verantwortlich, sondern geltendes Recht für alle. 
Ach ja, noch eine Frage zum Schluß, so von wegen CO2 - Märchen und alles nur falsche Behauptungen und so`n Zeug. 
Warum glauben Sie @Alois Egon (EON-Angehöriger), hat der große Welt-Konzern SHELL (zur Erinnerung ein Ölkonzern) 
zahlreiche Studien in Auftrag gegeben und veröffentlicht und warum ist es ausgerechnet SHELL, die in Schwindel erregender 
Höhe auf Regenerativer Energie setzen ? 
Erst schlau machen, dann reden und hören Sie mir auf mit Arbeitsplätze, die gerade in der heutigen schnell lebigen Zeit 
halbherzig versprochen werden. Gerade beim Dattelner Kraftwerk sollen Arbeitsplätze in der Endsumme abgebaut sein, das 
fällt aber nur dann auf, wenn ein Summenstrich unter allem gezogen wird. Das Gleiche gilt für den produzierten Dreck den das 
neue Kraftwerk um ein Vielfaches, gegenüber dem alten Kraftwerk produzieren würde. Das geht eindeutig aus dem 
Gerichtsurteil des OVG raus hervor, aber dafür muss man das, wirklich gut zu lesende 100 Seiten Urteil, erste einmal lesen und 
vor allem verstehen. Das beherrscht nicht jeder, wie hier deutlich zu lesen ist, vor allem ist das von Personen nicht zu erwarten, 
die seit 30 Jahren ihr Wissen auf Zeitung lesen gründen und alles nachplappern, was sie so gehört haben. 
#18 von EON Jünger schreiben viel Müll, am 10.03.2010 um 17:56  

 

@#18 
Zunächst mal herzlichen Dank für den Hinweis zum Briefkopf. 

Da mein einziges Motiv darin besteht, gegen die Machenschaften der Ökodiktatur anzugehen, durch die uns nun schon in fast 
allen Bereichen das Geld aus der Tasche gezogen wird, ohne das es einen wirklichen Nutzen bringt und dem wir uns nicht 
entziehen können, kann in meinem Briefkopf allenfalls das Emblem einer noch zu gründenden Partei stehen, die diesem Spuk 
ein Ende bereitet. 

Und was EON angeht, hege ich angesichts der monopolähnlichen Zustände der Energieversorger in Deutschland erheblichen 
Groll. Das hat aber nichts damit zu tun, dass die Energieunternehmen das Handwerkszeug sind, mit dem die Bundesdeutsche 
Regierung für die sichere, unabhängige, saubere und bezahlbare Energie zu sorgen hat. Und auf Datteln bezogen verrichtet 
EON diese Aufgabe gut. 

Was die von Ihnen erwähnten vielen tausend Studien der letzen 30 Jahre angeht, entnehmen Sie bitte dem folgenden Beitrag 
des finnischen Fernsehens, was diese weltweit anerkannten Experten mit ihren Gutachten zum Klimawandel angestellt haben. 

http://tinyurl.com/ydtku5j 

Und weil Sie ja so gerne lesen, hierzu noch ein wenig interessante Lektüre über die Details, wie selbst die NASA ihren Beitrag 
zur Klimareligion beigetragen hat: 

Teil 1: http://tinyurl.com/ykwqzr7 

Teil 2: http://tinyurl.com/yhs3h2v 

Teil 3: http://tinyurl.com/y9pxe6c 

In der Offenheit werden Sie es natürlich in Deutschland wohl noch einige Zeit in den Medien nicht zu sehen bekommen, aber 
selbst in der Sendung ZDF-Umwelt konnte man sich diesen aufgedeckten Manipulationen nicht entziehen: 

http://tinyurl.com/ycwh511 

Wenn auch in sehr moderater und abgeschwächter Form noch ein lesenwerter Artikel aus Welt-Online dazu: 

http://tinyurl.com/yjcprg9 

Im Ausland jedoch bebt die Klimawissenschaft angesichts der täglich neu aufgedeckten ungeheuerlichen Skandale. Rücktritte, 
Untersuchungsausschüsse, Strafverfahren, Anhörungen im britischen Unterhaus sprechen eine eindeutige Sprache.  
Und da kommen Sie mit der ganzen Bibel dieser Klimareligion und wollen uns weismachen, das sei das Vater unser.  
Träumen Sie weiter, die Realität sieht anders auch. 

Auch bei den von Ihnen angeführten Energiearten wie selbst produzierter Strom im Haus und Elektroauto können auf breiter 
Basis schon deshalb keinen Erfolg haben, weil sie nicht nur ökonomisch wie ökologisch keinen Sinn machen, sondern es sich 
dabei um keine sichere Energieart handelt. Eine schöne realistische Betrachtung finden Sie hier: 

http://tinyurl.com/ye2q2j3 
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Alle im EEG geförderten Energien bestehen aus total veralteter und uneffizienter Technologien, die nur durch die 
milliardenschwere Subvention einige wenige Hersteller und Installateure reich macht, den Verbraucher aber außer hohen 
Kosten nichts bringen.  

Träumen Sie also auch in den Bereichen ruhig weiter. Ich bin mir allerdings sicher, dass es ein Traum bleiben wird. 

Aber kommen wir wieder zum Kraftwerk in Datteln. 

Mir sind die 100 Seiten des Urteils sehr wohl bekannt. Wenn Sie meine Kommentar #17 aufmerksam gelesen haben, dürfte 
Ihnen nicht entgangen sein, dass ich auf die angreifbaren Fakten eingegangen bin und hierzu natürlich eine Klärung erforderlich 
ist, wie immer diese auch aussehen mag. 

In dem Artikel geht es aber nicht um das Urteil, sondern um eine Dienstaufsichtsbeschwerde seitens des BUND. Und dazu 
habe ich einen Kommentar abgegeben. 

Zum Schluss noch ein Hinweis: 

Durch Ihre Aussage „Das Gleiche gilt für den produzierten Dreck den das neue Kraftwerk um ein Vielfaches, gegenüber dem 
alten Kraftwerk produzieren würde“ 

und Ihren aggressiv polemischen Kommentar ist erkennbar, dass Sie sich mit den technischen und wissenschaftlichen Details 
nicht wirklich beschäftigt haben und es sich eher um einen frustgeladenen und von persönlichen Interessen gesteuerten 
Kommentar handelt, der möglicherweise auch noch ideologisch unterlegt ist. 
#19 von Alois_Egon, am 10.03.2010 um 19:53  

Mit fällt in 18 besonders dieser Unsinn auf:  
Zitat aus 18 : ...das fällt aber nur dann auf, wenn ein Summenstrich unter allem gezogen wird....Das Gleiche gilt für den 
produzierten Dreck den das neue Kraftwerk um ein Vielfaches, gegenüber dem alten Kraftwerk produzieren würde....  
Das mit dem Summenstrich beim produzierten Dreck durch die neue Anlage müssen Sie erklären, wenn doch ältere, mit 
wesentlich niedrigeren Ausnutzungsgraden ( =thermischer Wirkungsgrad) stillgelegt werden sollen. 
#20 von feder24, am 10.03.2010 um 21:49  

 

#20 
weil das große Dingsbums mehr Megawatt produziert und aus dem Kühlturm der ganze Dreck kommt.Von nichts kommt nichts. 
#21 von Die Erklärung, am 11.03.2010 um 00:08  

 

#20 
@Alois_Egon 
Ich bin echt beeindruckt, mein lieber Mann, da haben Sie aber `ne ganz schöne Rakete gezündet ;-) 
Danke für die aufwendige Recherche und die Info, alle Achtung. Wenn Sie mit Ideologie einen parteipolitischen Hintergrund bei 
mir vermuten, liegen Sie vollkommen daneben. Ich habe sogar als überzeugter Wähler meine ernsthaften Zweifel bekommen, 
ob ich überhaupt noch wählen soll, da ich leider den Glauben daran verloren habe, dass es noch unbestechliche Politiker gibt. 
Sollten Sie mit Ideologie meinen Standpunkt meinen, stellt sich für mich die Frage, was dann Ihr Standpunkt ist. Keine Ideologie 
? Ich möchte jetzt aber nicht gleich weinen, weil Sie sofort auf den Zug von Lobbyisten aufspringen, die inszenierte, 
hochbezahlte Verschwörungstheorien publizieren um die, wie nannten Sie es noch gleich so schön Schlagwort reduziert, 
"Ökodiktatur", zu entlarven. Mir fehlt bei Ihrem Schlagwortgebilde der Diktator, den kenne ich noch nicht, vielleicht stellen Sie 
ihn ja noch vor. Meinen Sie nicht, daß es von der Logik allein schon recht unglaubwürdig klingt, dass in Zeiten von 
Strickwollpullis und Birkenstock, die damaligen Studien, wissenschaftlichen Berichte etc. eine finanzkräftige "Ökodiktatur" im 
Sinn hatten ? Nach dem Motto, wer war zu erst da die Henne oder das Ei. Dann ist da, rein logisch versteht sich, noch so ein 
Gedanke. Wo waren denn die, von Ihnen zitierten Quellen in den letzten 30 Jahren, wenn alles andere so falsch sein soll? Auf 
einmal sind die Erkenntnisse der letzten 30 Jahre Hirngespinste und alle haben nur darauf gewartet, dass dies von 
irgendwelchen selbsternannten Experten, die mal gerne ins Fernsehen wollen oder von Konzernen nach vorne, gegen Geld 
versteht sich, gestellt werden, ausführlich darüber berichten, dass alles nur ein Angstgebilde war. Ist klar, ELVIS, Michael 
Jackson, James Dean sind ja in Wirklichkeit auch nicht tot und leben in Saus und Braus auf `ner einsamen Insel. Mal im Ernst, 
schauen Sie sich mal beispielsweise ein Bild von Grönlands Süd-Küste aus dem Jahre 2006 und dem Jahre 2008 zur gleichen 
Jahreszeit an. Wenn Sie mir dabei erklären, warum sich ein Eisschild, welches 3000 Jahre Bestand hatte, innerhalb von 2 
Jahren um 150 km ins Landesinnere zurück gezogen hat, dann wäre ich ihnen auch hier wieder einmal sehr verbunden. 
Es ist schon auffällig, das ausgerechnet in Zeiten wo das Zeitalter der regenerativen Energie im vollen Gange ist und z.B. die 
Solarbranche die Einzige ist, die satte Gewinne an den Börsen der Welt einfährt, das ausgerechnet da, auf einmal, 
Gegengutachten und Verschwörungstheorien wie Pilze aus dem Boden schießen. Das Zeitalter der fossilen Brennstoffe neigt 
sich dem Ende und die Konzerne, die darauf unvermindert bauen, stehen mit dem Rücken an der Wand und haben leider 
immer noch zu viel Geld (der Verbraucher) mit dem sie nach Belieben herum schmeißen können. Da werden mal eben ein par 
Gutachter eingekauft, ganze Zeitungs- und Hochglanzseiten, Werbespots, gekauft, Internetseiten kreiert, da werden mal eben 
10 Kohlekraftwerke aus dem Boden gestampft usw. usw. Es wird fingiert, geschmiert in allen Ebenen und da wollen Sie 
@Alois_Egon erzählen, das so`n par Ökofuzzis in Strickwollpulli alles inszeniert und unbemerkt von den Mrd.-schweren 
Energieindustrie manipuliert haben. Klingt irgendwie nicht überzeugend, finden Sie nicht? 
Beispiel Autoindustrie, seit 30 Jahren reden wir vom Serienreifen 1 Liter Auto, das übrigens bei VW in Wolfsburg im Museum 
fertigungsreif steht, wir reden seit 30 Jahren vom serienreifen Elektroauto, Wasserstoffauto, Brennstoffzellenauto (Apollo 11 der 
"NASA" ist bereits 1969 mit Brennstoffzellentechnik zum Mond geflogen) - ach Moment - da hat sich ja "auch" mittlerweile 
heraus gestellt, dass der Flug zum Mond ja nur `ne Fälschung war. So von wegen, die NASA und so. 
Ob Sie es mir nun glauben oder nicht, Ölkonzerne, Autoindustrie, Energiekonzerne, Pharmakonzerne, Finanzmärkte und als 
Marionetten-Kabinett von allen Akteuren, die gekaufte Politik, steuern diesen Billionen schweren Weltmarkt "nicht", nein sie 
manipulieren ihn und fingieren ihn und teilen ihn so unter sich auf, das wenige noch mehr bekommen und viele noch weniger. 
Jedenfalls muss ich Ihnen an dieser Stelle meinen Dank aussprechen (und dem Westen), dass wir hier ein Debatte darüber 
betreiben, wo ich hoffe, dass diese noch sehr große Kreise ziehen wird.  
#22 von EON Jünger schreiben viel Müll, am 11.03.2010 um 01:18  
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zu @22:  
Sie haben umfangreich sich Ihren Frust über manche Dinge, die in der Politik passieren, vom Leib geredet.  
In vielen Ding mag man zustimmen, aber man MUSS zunächst mit den FAKTEN leben.  
z.B. :  
Zitat aus Ihrem Text:...seit 30 Jahren vom serienreifen Elektroauto...  
Fakt ist, dass Politiker in Duisburg eine sogenannte E-Tankstelle medienwirksam (WAZ berichtete gestern darüber) in Betrieb 
genommen hat.  
E- Autos sind bei den „Grünen“ sehr beliebt.  
Der im WAZ- Artikel genannte Vorteil der niedrigen Betriebskosten( Kosten je km) im Vergleich zum normalen KFZ-Fahrzeugen 
wurde gemacht mit Stromerzeugungskosten, die nur von AKWs bzw. Steinkohlenkraftwerken ( wie z.B. Datteln) bestimmt sind.  
Die Energieausnutzung im E-KFZ unter vorgenannten Bedingungen ist unsinnig,  
da die Umwelt nicht weniger oder sogar auf diesem Weg mehr belastet wird, als durch Energieerzeugung mittels 
Verbrennungsmotor.  
Sinn machen würde die Sache, wenn der Strom an der E-Tankstelle nur aus sogenannten „alternativen“ Quellen wie Wind-bzw. 
Solartechnik erzeugt würde.  
Dann müsste aber deren Erzeugungspreis ( bis zu 0,50 Euro je KWh!, also ca. 10mal teurer als aus konventioneller Erzeugung) 
eingesetzt werden. Damit ist die Schönrechnung, wie von den Erstellern-bzw. Befürwortern der zukunftsträchtigen E-Mobile 
vorgelegt, hinfällig .  
#23 von feder24, am 11.03.2010 um 09:45  

#23 @feder 
abseits des obigen Themas, 
wenn Sie schon von Fakten reden, dann berücksichtigen Sie bitte auch die vollständige Ökobillanz zwischen, in Serie 
gefertigten KFZ mit hochtechnisierten Verbrennungsmotoren, deren Einzelteile verstreut über den Globus angeliefert werden 
und einem "nicht seriengefertigten" Prototypen eines Elektroautos, der weitaus weniger kompliziert zusammengebaut werden 
muss. Von der Technik halte ich einen Verbrennungsmotor für weitaus aufwendiger herzustellen, als ein Elektromotor, der seit 
Jahrzehnten serienreif in Spielzeugeisenbahnen, Modelbau etc. verbaut wird. Ihr Vergleich hinkt ohnehin, da für 
Verbrennungsmotoren die gesamte Infrastruktur bereits steht, dagegen die für die Fertigung und Unterhaltung von 
Elektrofahrzeugen erst einmal komplett neu aufgebaut werden müßte. Erst wenn beide Infrastrukturen zu 100% fertig wären, 
wird ein Preisvergleich realistisch. Vom heutigen Stand Preise zu vergleichen, ich zitiere "( bis zu 0,50 Euro je KWh!, also ca. 
10mal teurer als aus konventioneller Erzeugung)", ist gerade so, als würde ich den Geschmack von Äpfel und Birnen 
vergleichen.  
Jetzt kommt das Ding mit den Akkus. Nennen Sie mir ein Grund, warum wir heute, nach wenigen Jahren der Entwicklung in 
unseren Handys, Laptops, Digicams, etc. immer leistungsfähigere Akkus, die mittlerweile einen Laptop 12 Std. in Betrieb halten 
können, verbauen, aber zeitgleich sich in der Automobilbranche so gut wie gar nichts dahin gehend weiter entwickelt hat. Der 
letzte Genfer Autosalon war, wie all die Jahrzehnte zuvor, ein absolutes Armutszeugnis in Richtung Elektroautos. Ich sage 
Ihnen etwas voraus, spätestens in 5 Jahren werden uns die Chinesen bezüglich Elektroautos zeigen wie es geht, dann werden 
hier ganze Industriezweige einknicken, weil sie gepennt haben und nicht rechtzeitig aus den Puschen gekommen sind. Der 
große GM Konzern in USA, wäre ohne umfangreiche Staatshilfen PLEITE. Ein Großteil unserer hier verwendeten Elektronik 
wird bereits in China hergestellt, warum sollte das mit elektronisch betrieben Autos mal anderes werden ? Die Zeiten eines 
Labels „Made in Germany“ sind lange vorbei. Kann es vielleicht sein, dass die Ölindustrie der Autoindustrie die Planungs-
Schubladen immer wieder leer kauft, damit alles beim alten bleibt? 
Klar kommt da der Frust auf, scheinbar frustet Sie das aber nicht, na dann können wir ja weiter machen wie bisher. Nur so ein 
persönliche Frage zum Schluß, haben Sie Kinder? Wenn ja, glauben Sie, dass diese das hohe Wohlstandsniveau, was wir 
immer noch in Deutschland haben, aufrecht halten können, wenn alles bleibt wie es ist? 
#24 von EON Jünger schreiben viel Müll, am 11.03.2010 um 12:36  

 

@#24 
Was die Politiker angeht, kann Ehrlichkeit schon deshalb nicht vorhanden sein, weil ein Politiker, der Erfolg haben will, die 
Wahrheit nicht sagen darf. Die will niemand hören und eine Wiederwahl sehr unwahrscheinlich. Das liegt also in der Natur der 
Sache und wird sich auch nicht ändern. 

Was die Parteien angeht, sind doch mittlerweile bis auf Nuancen alle gleichgeschaltet. Wirkliche Alternativen gibt es für die 
Wähler nicht, wenn wir mal von der Ausnahme der Linken zu den Themen Europa und Afghanistan absieht. Allein deshalb sind 
sie schon für keine andere Partei koalitionsfähig. Klasse Demokratie. 

Die Grünen stellten mit ihren Umweltschutzgedanken vor 30 Jahren eine echte Alternative und haben auf diesem Gebiet ja 
auch eine gute und wichtige Entwicklung ausgelöst. 
Die Legislative hat in dieser Zeit in allen Bereichen mindestens 95 Prozent aller Umweltprobleme aufgegriffen und 
entsprechende Gesetze mit der Definition von Höchstgrenzen beschlossen. Die angewandten Katalysator- und Filtertechniken 
haben in allen Bereichen zu entsprechenden Anwendungen geführt. 
Heute hat jede politische Partei das Thema Umwelt im Programm und die Grünen haben von der Sache her ihre Schuldigkeit 
getan und sind nun völlig überflüssig. Selbst das in den 90er Jahren aufgekommene Thema Klima, auf das ich später noch 
eingehe, wird von allen Parteien belegt. 
Die Grünen glauben nun, ihre Daseinsberechtigung durch die grundsätzliche Forderung zum Austausch aller fossilen und 
atomaren Energiearten gegen die sog. erneuerbaren Energien unter Beweis stellen zu können. Sie benutzen dazu geschickt die 
psychologische Wirkung der Klimahysterie verbunden mit der in jedem Menschen innewohnenden Sehnsucht nach Natur pur.  
Das diese Verweigerungshaltung für die Grünen zum größten Bumerang in Sachen Atomstrom werden würde, war abzusehen. 
Schon vor zwei Jahren habe ich in meinen Kommentaren geschrieben, dass dieses Verhalten zum Ausstieg aus dem 
Atomausstieg führen wird.  
Die Grünen scheinen aber dabei zu vergessen, dass die vorhandenen Techniken total veraltet sind und nicht einmal die 
Grundlast sicherstellen kann.  
In der Wohlstandsgesellschaft der Vergangenheit konnten wir uns den Luxus erlauben, die sog. alternativen Energien durch 
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milliardenschwere Subventionen salonfähig zu machen und dem Traum nach einer rein ökologischen Energieversorgung 
nachzulaufen. 
Unterstützung fanden die Grünen durch die anderen etablierten Parteien, die mit den psychologischen Auswirkungen der 
Klimahype diese Techniken als reine Konjunkturprogramme gut verkaufen konnten und darüber hinaus eine Basis für die 
ungeahnte Einnahmequelle jeglicher CO2-Steuern (Öko-Diktatur) gefunden hatten. 
Diesen Traum können wir angesichts der aktuellen Situation der Wirtschafts- und Finanzkrise nicht mehr weiter verfolgen. Zu 
sehr ist unser Wohlstand schon zerbrochen und dabei stehen wir erst ganz am Anfang dieser Krise, die uns noch mindestens 
eine Generation beschäftigen wird. 
Unsere Politik unter Angela Merkel hat dies schon vor Jahren erkannt und die deutsche Energiepolitik mit der Planung vieler 
Kohlekraftwerke auf die heimischen Rohstoffe ausgerichtet. 

Diese grüne Ideologie unterscheidet sich deutlich von der Politik einer realistischen Vorgehensweise, die von der Abwägung 
von Risiken, Kosten, Sicherheit und Machbarkeit geprägt ist und sicher nicht mit Ideologie, sondern eher mit dem Begriff 
Pragmatismus zu beschreiben ist. Dies auch zur Beantwortung Ihrer Frage nach der Ideologie. 

Kommen wir zu dem von Ihnen gesuchten Diktator der Ökodiktatur. 

Rechtfertigungsbasis für die bisherigen Kostendiktate war und ist noch das große Thema Klimawandel mit dem zum Klimakiller 
degradiertem CO2. 

Ausgangspunkt dieser Entwicklung war Ende der 1980er Jahre der Plan eines Machtkartells, mit Hilfe der religiösen 
Vorgehensweise von Angst, Schuld und Ablasshandel eine weltweite Umverteilung des Geldes zu erreichen. In schonungsloser 
und offener Art und Weise hat dies der damals beteiligte Hartmut Bachmann dokumentiert. Nehmen Sie sich ausreichend Zeit, 
spannender kann kein Krimi sein. 

http://www.klima-ueberraschung.de/index.php 

Die von Ihnen gesuchten kritischen Wissenschaftler wurden in den letzen 30 Jahren medial eliminiert. In den Aussagen des 
Weltklimarates wurden sie ignoriert, die von ihnen z.B. in Wikipedia eingestellten Beiträge wurden kurzerhand gelöscht.  

http://tinyurl.com/y9kx4nq 

Die Medien konzentrierten sich logischerweise auf die apokalyptischen Meldungen. In Deutschland gab es massive Angriffe 
bestimmter Wissenschaftler gegen Kritiker und Redakteure. (schwarze Liste) 

http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/0,1518,505095-2,00.html 

 

Die Veröffentlichungen im Climagate und die täglich neuen Enthüllungen werden dafür sorgen, dass nicht nur wie schon 
international das Thema auch in Deutschland dafür sorgen wird, dass die beteiligten Scharlatane zur Rechenschaft gezogen 
werden und wieder eine realistische Betrachtung des Themas Klima stattfinden wird und vor allen Dingen das CO2 wieder zu 
dem wird, was es ist, nämlich das wichtigste und völlig ungiftige Gas auf der Erde, ohne das keinerlei Leben möglich wäre. 
Natürlich versuchen die Scharlatane noch mit immer neuen Beteuerungen zur grundsätzlichen Richtigkeit der Aussagen des 
Weltklimarates zu retten, was für sie noch zu retten ist. Gerade die deutschen Medien unterstützen dies nach wie vor wider 
besseren Wissens. Sie werden damit aber keinen Erfolg haben, zu belastend sind die Fakten. 

Zum Thema Arktis-Eis lesen Sie folgendes: 

http://tinyurl.com/yb4kxpm 

Zum Thema Solarbranche mit satten Gewinnen an der Börse: 

http://tinyurl.com/yhnzcsg 

http://tinyurl.com/yzv5jcf 

Anzumerken ist, dass in den vergangenen Jahren lediglich die Hersteller und Installateure reich geworden sind. Die 
Hausbesitzer, die nun die Solarzellen auf dem Dach haben, werden mit allen wirtschaftlichen Risiken allein gelassen. Die 
versprochenen Erträge aus den Hochglanzprospekten sind unrealistisch. 
Ich habe hierzu im vergangenen Jahr ein Excel-Kalkulationsmodell entwickelt und ins Internet eingestellt, mit dem nun auch 
wirklich alle Faktoren mit berücksichtigt werden. 

http://www.solarresearch.org/Photovoltaik_Amortisation.xls 

Ich fordere in allen Kommentaren zu diesem Thema private Betreiber von Photovoltaikanlagen auf, sich zu melden, wenn sie 
nach mehrjährigem Betrieb einen Gewinn verzeichnen können. Bisher hat sich nicht ein Einziger gemeldet. 

Zum Ende der fossilen Brennstoffe: 

http://tinyurl.com/yemhej2 

Zum Elektroauto und Co. 

http://tinyurl.com/ye2q2j3 

So lieber Kommentarfreund, das waren viele Antworten auf viel Fragen. Ihrem Kommentar entsprechend schätze ich Sie so ein, 
dass Sie sich auch ausreichend Zeit für die vielen Informationen nehmen werden. 

Dem vorletzten Absatz Ihres Kommentars #22 schließe ich mich ohne wenn und aber an. 

In dem Sinne viele Grüße 
#25 von Alois_Egon, am 12.03.2010 um 00:57  

 

Nachtrag: 
Zum gesuchten Diktator noch folgender lesenswerter Beitrag: 

http://tinyurl.com/yhwm4cr 
#26 von Alois_Egon, am 12.03.2010 um 02:29  
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#26 Alois_Egon 
leider muss ich meine Meinung über Sie, nach Ihrem letzten Beitrag ändern. 
Mit Ihren vielen LINKS haben Sie sich leider endgültig disqualifiziert. Ich brauche nur im Impressum nachsehen und kann 1 und 
1 sehr wohl zusammen ziehen ;-) 
Außerdem berufen Sie sich auf Wikipedia, weitere Kommentarseiten und Foren, die alles andere als unparteiisch beim Thema 
sind. Außerdem verweisen Sie auf eine selbst entworfene Exceltabelle, welche Selbstinszenierung steckt denn da hinter? Im 
journalistische Sinne sind sie alles andere als zitierbare Quellen. 
Ich muss Ihnen aber auch dahin gehend widersprechen, dass Sie etwaige Antworten mit Ihrem letzten Beitrag beantwortet 
hätten. Sicherlich haben Sie das NICHT, Sie behaupten es einfach, dass es Argumente und Antworten sein sollen, dass ist aber 
ein Unterschied, ob ich irgendwelche behaupteten Thesen mit Bilder belege, deren Ursprung im Zeitalter von "photoshop" und 
Co. gar nicht belegbar ist. Ohne mich wiederholen zu wollen, genug hab ich oben bereits geschrieben und ich habe dabei auf 
unterschiedliche „seriöse“ Quellen verwiesen, die zu gleichen Ergebnissen gekommen sind, obwohl sich viele Quellgeber 
darunter Spinne Feind sind. Es gibt zahlreiche Studien, die sehr wohl den Unterschied zwischen fingierten Quellen und seriösen 
Quellen heraus stellen, aber das möchten Sie auch gar nicht wissen, da Sie scheinbar eigene Interessen verfolgen. Kann es 
vielleicht sein, dass Sie den Film "Zeitgeist" gesehen haben ;-), dann wundert mich nämlich nichts. 
Ich klinke mich hier aus, da Sie ganz offensichtlich vom anderen "ideologischem Ufer" sind. Ach ja, erlauben Sie mir noch eine 
Frage bezüglich "heimische Kohle". Was glauben Sie, warum das Kohlekraftwerk am Kanal liegt? Soweit zum Thema heimische 
Arbeitsplätze. 
Somit haben Sie bewiesen, dass Sie dass OVG Urteil NICHT GELESEN haben. Würde mich auch wundern, den sonst hätten 
Sie vielleicht nie einen Kommentar hier abgegeben. 
#27 von EON Jünger schreiben viel Müll, vor 14 Stunden  

 

@#27 
Sehen Sie, lieber Kommentarfreund, so wie Sie reagieren viele, denen die Wahrheit nicht schmeckt. Zumindest hat mich mein 
Eindruck einer ideologischen Beeinflussung bei Ihnen nicht getäuscht. 

Wenn ich diese Links hier eingestellt habe, dann deshalb, weil es nicht viel Sinn macht, in diesem Portal einen eigentlich 
erforderlichen ausführlichen Bericht zu schreiben. 
Alle Informationen, auf die ich verlinkt habe, sind von mir immer wieder vielfältig auf Richtigkeit der Aussagen überprüft worden. 
Sie werden mir recht geben, dass ich bei der Überprüfung der Aussagen aber nicht nur in der Bibel der Religion nachlesen darf, 
sondern bei möglichst vielen Quellen, bei denen man dann auch noch die Frage nach dem Qui bono stellen muss. 
 
Wenn Sie die Quellen wirklich gelesen hätten, müsste Ihnen aufgefallen sein, dass sich darunter Arbeiten von vielen 
unabhängigen Wissenschaftlern befinden, die eben nicht von staatlichen oder wirtschaftlichen Geldgebern abhängig sind. 

Diese ganze Thematik mit der Volksverdummung und Ausbeutung verfolge ich seit mehreren Jahren intensiv, und Sie können 
mir glauben, da ist mir schon eine Menge untergekommen. 

Das Ergebnis habe ich Ihnen in Kurzform geliefert. 

Wenn Sie sich die Zeit nicht nehmen wollen um die wirklich wichtigen Fakten nicht auch selbst zu validieren (dann aber bitte 
auch international), ist das Ihr Problem, meine Quellen aber lapidar als journalistische nicht zitierbare Quellen abzutun ist mehr 
als plump, zumal ein Teil der Quellen ja selbst Zeitungsartikel sind. 

Und was das Kalkulationstool für Photovoltaik angeht, habe ich mich ständig über die unrealistischen Ertragsversprechungen in 
den Hochglanzprospekten geärgert, weil ich als Stromverbraucher diese irrwitzigen Subventionen auch noch mitbezahlen muss.  
Die erhaltenen Feedbacks zeigen mir, dass das Tool dankbar angenommen wird und schon so manche vor derartigen 
Investitionen bewahrt hat. 

Mein Interesse liegt einzig und allein in dem Ziel, den Scharlatanen dieser Welt ein wenig auf die Finger zu klopfen und 
möglichst viele Mitbürger zu einer deutlich kritischeren Einstellung zu den Meldungen unserer bundesdeutschen Medien zu 
bewegen, mehr nicht. Das Internet ist Gott sei Dank als wichtige Ergänzung zu den Medien als vierte Macht im Staat 
hinzugekommen.  
Natürlich kann das immer nur ein Tropfen auf den heißen Stein sein, aber ich registriere eine zunehmende Sensibilität, wie aus 
dem positiven Beispiel der Marler CDU zu sehen ist und auch die negativen Beispiele wie der Landtagskandidat Surmann, der 
hier nicht haltbare Aussagen gemacht hat. 

Was Sie für sich persönlich daraus machen, bleibt natürlich Ihnen überlassen, aber ich werde auch zukünftig konsequent 
falsche und irreführende Aussagen kritisieren und offenlegen. 

In dem Sinne ein schönes Wochenende. 
#28 von Alois_Egon, vor 13 Stunden  

 

Sehr geehrter Herr Alois_Egon,  

ich hatte schon Sorge und dachte Sie wären an Ihren geliebten CO 2 und Ihren grünen Tomaten erkrankt, Gott sei Dank nicht!  

Sie waren so heiß auf CO 2 Diskussion, wo waren Sie?  

Falls Sie unter @ 11 gelesen haben:  

Ich suche von den Betonpfeilern des Kühlturms Bewehrungsfotos, nach der Auswertung könnten nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz die Bewehrungspläne von diesem Bauwerk angefordert werden, danach die Prüfberichte.  
Betonnester und poriger Beton bitte ebenso Fotos senden, Danke!  

Meine Ideen vom zukunftsweisenden Kraftwerken und meine nicht beantwortete Fragen an Eon werden auch Sie Herr Alois 
Egon demnächst auf meiner Homepage lesen.  
Ein Eon Kraftwerksmitarbeiter (vom 03.03.2010 Berufskolleg Datteln) hat die gleichen Ideen. Er sagte zu mir: Er wälzt sich 
nachts im Bett, ich nicht.  
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Die Turbine lässt sich auch ohne fossile Brennstoffe antreiben.  
Erneuerbare Energien, Immissionsreduziert, Speicherungen der Energien sind Zukunftsweisend, dieses sind u.a: meine Ziele.  

Herr Egon, bitte haben Sie Verständnis, ich möchte mit Ihrem Vorstellungen „Treibhausgase“ nicht leben, andere Menschen 
ebenso nicht, deshalb kämpfen sie.  

Also, was haben Sie gegen den Forschritt, diesen können auch Sie nicht aufhalten. Selbst die transportierenden Schiffe für Ihre 
angesprochene Kohle fahren nicht mehr mit Kohleöfen.  

Falls Sie mich oder einen Gegenkandidaten/in aus meinem Wahlkreis 70 Marl / Herten wählen möchten, dann ziehen Sie bitte 
noch schnell um.  
Denn die Kandidaten kämpfen - nur – vor – den – Wahlen – um - jede - Stimme!  

Ich kämpfe für meine Region und für meine Nachbarn in Datteln, Waltrop und dort wo die giftigen Niederschläge herunter 
kommen.  
Eon habe ich um die Ecke und nachts stinkt es aus Scholven, tagsüber weniger.  

Grenzwerte kann man politisch rauf und runter setzen.  

Im Übrigen, die Marler CDU sollte sich um Ihren gebrochenen Stahl-Betonhauptbalken unter dem Eingangsportal 
(Stadtverwaltung Marl), die nicht zuspannenden Türmchen, sowie die Befestigungsanker der Marmorfassade sorgen machen.  
Dito „das Schmuckstück“ dem Betongebrochenen Doppel Berufskolleg in Recklinghausen, sowie weiter Verwaltungsgebäude 
im Vestischen Kreis Recklinghausen.  

Ihre negativen Aussagen gegen meine Person kann nur politisch sein.  

Über Wahrheiten können Sie sich selbst an den o.g. Gebäuden ein Bild machen, darüber liegen beim Kreis sowie bei allen 
Ministerien Foto CD Berichte vor.  
Falls Sie die o.g. Betonschäden, etc. nicht erkennen möchten, ich zeig es Ihnen, meine E-Mail steht auf meiner Homepage, ein 
Termin ist bei mir kein Problem.  

Mir geht es nicht um Bemängelungen, sondern um pos. Fortschritt und regional Arbeitsplätze, wovon die etablierten Parteien 
nur reden.  

In unserer Region ist es längst fünf nach zwölf.  

Mit freundlichen Grüßen aus Westerholt  
http://www.Udo-Surmann-Ihr-NRW-Landtagskandidat-2010.de/42303.html  
#29 von Udo Surmann, vor 9 Stunden  
 
 
 
 

WAZ        Mittwoch 10.03.2010 

Eon-Kraftwerk 

Hoher Besuch im kleinen Ausschuss 
E Setzer 

Datteln. Auf die Ratssitzung am nächsten Mittwoch v ertagte der Bauausschuss gestern Nachmittag die Ents cheidung 
über die Aufstellung eines neuen Bebauungsplanes fü r das Eon-Kraftwerk. 

Datteln. Auf die Ratssitzung am nächsten Mittwoch vertagte der Bauausschuss gestern Nachmittag die Entscheidung über die 
Aufstellung eines neuen Bebauungsplanes für das Eon-Kraftwerk.  

Einen großen Aufmarsch konnte Vorsitzender Andre´ Dora (SPD) in seiner ersten Sitzung als Ausschussvorsitzender 
verzeichnen. Rund 100 interessierte Bürger, Regierungsvizepräsidentin Dorothee Feller-Elverfeld mit hochrangigen 
Mitarbeitern, Eon-Verantwortliche und Dr. Georg Hünnekens vom Anwaltskanzlei Baumeister sprengten das 
Fassungsvermögen des Sitzungsaales im Rathaus.  

Rechtsanwalt Hünnekens bilanzierte seine Vorprüfung dahin, dass es wohl keine unüberwindbaren planerischen Hindernisse im 
zweiten Anlauf gäbe und er ginge davon aus, dass eine Revision vom Bundesverwaltungsgericht nicht zugelassen werde. Die 
Aktivitäten der Landesregierung wertete er als als eine klare Sicherung für den Kraftwerksstandort Datteln.  

Von der Bezirksregierung kam die Aussage, dass der 8. Senat des OVG Münster das Verfahren zum Emmssionschutz ruhen 
lässt, bis der Europäische Gerichtshof eine Entscheidung über die Klagezulassung von Naturschutzverbänden entschieden hat.  

Dennoch ist man in Münster aktiv: So wird derzeit eine FFH-Veträglichkeitsprüfung vorbereitet, wobei sich offenbar schon 
herauskristallisiert, dass das Vorhaben von Eon FFH-verträglich zu gestalten ist und die europäische FFH-Richtline keinen 
Hinderungsgrund darstellen wird.  

Unverständnis äußerte Dr. Jürgen Wutschka (CDU), dass man erst den Gang zum Bundesverwaltungsgericht angetreten ist 
und jetzt sagt: „Wir sind nicht darauf angewiesen.” es 
 
 
NRZ       Donnerstag 11.03.2010 

Bergbau 

Wieder bebte die Erde 
Ulrich Ernenputsch 

Moers/Kamp-Lintfort. Der Kohleabbau im Flöz Girondelle 5 ließ am Mittwoch kurz nach 20 Uhr wieder einmal die Erde beben. 
Die Bensberger Bebenwarte meldete eine Stärke von 2,4 auf der nach oben offenen Richterskala. 
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Das Epizentrum lag im Bereich der Pattberg-Halde. Dort ermittelte die RAG eine Schwinggeschwindigkeit von 8,56 Millimetern 
pro Sekunde. In Repelen lag der Wert bei 2,61 Millimetern, in Rossenray bei 3,42 Millimetern und in Saalhoff wurden 1,63 
Millimeter gemessen. Für eventuelle Schäden ist das Service-Center der RAG unter 0800/27 27 271 kostenlos erreichbar. 
 
 
NRZ       Freitag 12.03.2010 

Girondelle genehmigt 
Kamp-Lintfort. Genehmigt hat die Arnsberger Bezirksregierung den Sonderbetriebs-plan für die Bauhöhen 630 und 632 vom 
Flöz Girondelle 5. Noch ausgeklammert hat sie allerdings eine Abbaustrecke von rund 540 Metern im Bereich Kamperbrück. 
Vor einer abschließenden Entscheidung möchte sie da erst einmal die Auswirkungen des übrigen Abbaus der Esskohle 
beobachten. 

Insgesamt geht das Bergwerk West von einem Kohlenvorrat von 4,5 Millionen Tonnen in den beiden Bauhöhen aus. Mit einem 
Polstergraben besonders schützen möchte die RAG den restaurierten Gewölbekeller vom Kloster Kamp. erp 
 
 
 
 
NRZ Dinslaken-Voerde-Hünxe     Samstag 13.03.2010 

DeichstuhlLangenfurth erneut Mehrumer Deichgräf 
Heinz Ingensiep 

 

Voerde/Walsum/Dinslaken. Hans-Dieter Langenfurth ble ibt Deichgräf des Deichverbandes Mehrum. Er wurde am  
Donnerstag vom Erbentag wiedergewählt. Sein neuer Stel lvertreter ist Josef Hölser aus Ork. 

Der Mehrumer Erbentag, der lange Zeit wegen zahlreicher interner Querelen von sich reden machte, war erst vor einigen 
Wochen mit neunmonatiger Verspätung unter der Aufsicht der Bezirksregierung neu gewählt worden. Gegenüber der letzten 
Amtsperiode verfügen Deichgräf und Deichstuhl jetzt über ein Zweidrittelmehrheit. 

Dem Mehrumer Deichstuhl gehören weiterhin an: Heinz Bosserhoff (Spellen/Gest), Curt Noe`l (Götterswickerhamm), Thomas 
Ganz (Gö’hamm), Frauke Lemm (Löhnen), Klaus Grommes (Gö’hamm), und Jörg Schlüter (Löhnen). Zu stellvertretenden 
Mitgliedern wurden gewählt: Heinz Abel (Mehrum), Christian Hanisch (Löhnen) und Hermann Ettwig (Mehrum). Die Wahl aller 
Mitglieder erfolgte einstimmig. Geleitet wurde die Wahl mit Zustimmung der Bezirksregierung vom ehemaligen Deichgräfen 
Krafft von Rigal. 

„Die Zusammenarbeit des Deichstuhls als Entscheidungsgremium und dem Erbentag als Kontrollorgan soll enger gestaltet 
werden“, versprach Deichgräf Langenfurth, der zugleich CDU-Fraktiosnvorsitzender im Voerder Stadtrat ist. Man strebe eine 
vertrauensvolle Kooperation an, „um der originären Aufgabe, nämlich Schutz der Mitglieder vor dem Hochwasser des Rheins, 
gerecht zu werden“. Dem Deichverband stehen für die nächsten fünf Jahre große Vorhaben ins Haus: als erstes die 
Deichsanierung zwischen Mommbachmündung und Storchennest, für die bereits vor Monaten der erste Spatenstich erfolgte, 
und später die aufwendige Sanierung des Deiches  im Ortskern von Götterswickerhamm bis zum Kraftwerk. 

Der Erbentag des Deichverbandes Walsum hatte bereits am Mittwoch für die Amtszeit vom 1.April  2010 bis 31.März 2015 
seinen Deichstuhl gewählt: Franz Brögger als Deichgräf und Ulrich Maas als stellvertretenden Deichgräf, die bereits seit 1995 in 
diesen Ämtern tätig sind, wobei Franz Brögger bereits von 1990 bis 1995 als stellvertretender Deichgräf tätig war 

Als weitere Walsumer Deichstuhlmitglieder (auch „Heimräte“ genannt) wurden Norbert Franke und Johannes Hromek, als 
stellvertretende Heimräte Uwe Friedrich, Heinz Lohscheller und Hermann Wegener gewählt. Alle Mitglieder wurden einstimmig 
gewählt. 
 
 

Rheinische Post Dinslaken-Voerde-Hünxe    Samstag 13.03.2010 

Langenfurth bleibt Deichgräf 
Voerde (RP) Der Erbentag des Deichverbandes Mehrum hat  Hans-Dieter Langenfurth als Deichgräf wiedergewähl t. Sein 
neuer Stellvertreter wird künftig Josef Hölser aus O rk sein. Weitere Mitglieder des neu gewählten Deich stuhls sind 
Heinz Bossehoff (Spellen/Gest), Curt Noèl (Götterswi ckerhamm), Thomas Ganz (Götterswickerhamm), Frauke Lemm 
(Löhnen), Klaus Grommers (Götterswickerhamm) und Jö rg Schlüter (Löhnen). Zu stellvertretenden Mitgliede rn des 
Deichstuhl wurden Heinz Abel (Mehrum), Christian Ha nisch (Löhnen) und Hermann Ettwig (Mehrum) gewählt.   
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Die Wahl aller Gremiumsmitglieder erfolgte einstimmig. Wie der Deichverband mitteilte, wurde die Wahl mit Zustimmung der 
Bezirksregierung Düsseldorf vom ehemaligen Deichgräfen Krafft von Rigal geleitet, den der Erbentag zuvor als Wahlleiter 
bestimmt hatte. Der Deichstuhl und der Deichgräf können mit einer Zweidrittelmehrheit der Mitglieder die Beschlüsse der 
Gremien umsetzen. Die Zusammenarbeit des Deichstuhls als Entscheidungsgremium und des Erbentags als Kontrollgremium 
soll enger gestaltet werden. 

Es werde eine vertrauensvolle Zusammenarbeit angestrebt, um der Hauptaufgabe, dem Schutz der Mitglieder vor dem 
Hochwasser des Rheins, gerecht zu werden, wie es in einer Pressemitteilung von Deichgräf Hans-Dieter Langenfurth heißt. 
 


